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1  Einführung 
Betriebe können sowohl auf interne Formen der Personalanpassung (etwa interne berufsfach-
liche Ausbildung, Weiterbildung, langfristige Personalstrategie) oder externe Anpassungs-
formen (wie etwa Leiharbeit, Befristung) zurückgreifen. Ziel des Aufsatzes ist es, die Ursa-
chen sowie das innerbetriebliche Verhältnis der Anpassungsformen zueinander zu analysie-
ren. 
Seit den 1980er Jahren wird konstatiert, dass die Flexibilitätsanforderungen in der Wirtschaft 
und am Arbeitsmarkt steigen (Dombois 1999; Neumark 2000; Picot et al. 2001). Die als ur-
sächlich genannten Gründe sind vielfältig. 
Ein gestiegenes Arbeitsangebot durch Zunahme von Frauenerwerbstätigkeit und Zuwande-
rung trifft auf steigende Produktivität und Rationalisierungswirkungen (Engelen-Kefer et al. 
1995). Dieser Angebotsüberschuss „zwingt“ vor allem Frauen, Zuwanderer und junge Ein-
stiegskohorten zeitflexible und zum Teil prekäre Beschäftigungsformen anzunehmen. Der 
Einstieg in diese Beschäftigung erfolgt häufig im anteilig wachsenden Dienstleistungssektor. 
Dienstleistungstätigkeiten selbst wiederum können vielfach unabhängig von strikten Orts- 
und Zeitvorgaben vollzogen werden und erfordern zudem geringe betriebsspezifische und 
damit leichter austauschbare Qualifikationsanforderungen (Weidig et al. 1999). 
Zudem haben mit der Transnationalisierung der Ökonomie und verbesserten Kapitalanlage-
möglichkeiten auf weltweiten Märkten kurzfristigere Anlagestrategien an Bedeutung gewon-
nen. Kapitalabhängige Betriebe reagieren hierauf mit einem Zuwachs an Transparenz (Bench-
marking, Cost-Center etc.), um Erfolg versprechende Renditestrategien offenlegen und durch-
führen zu können. Vormals bestehende Elastizitätsspielräume werden durch Konzentration 
auf Kernfunktionen, Verkleinbetrieblichung und Outsourcing verringert. Unrentable »Ni-
schen« werden in kürzester Zeit geschlossen (Picot et al. 2001; Sengenberger et al. 1990) und 
kostengünstige und flexible Beschäftigungsformen können auch im produktiven Sektor zu ei-
ner Alternative zu vormals geschützter Beschäftigung auf betriebsinternen Arbeitsmärkten 
werden. 
Und nicht zuletzt können rechtlich-institutionelle Rahmenbedingungen, wie vergleichsweise 
rigide Kündigungsschutzregelungen, hohe Sozialabgaben und die Neugestaltung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes etc., auf betrieblicher Seite die Nutzung kurzzeitiger Bindungen 
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und sogenannter »atypischer Beschäftigungsformen«, wie etwa freie Mitarbeit sowie gering-
fügige und befristete Beschäftigungsformen fördern (Boemke und Föhr 1999). 
Die hier zusammengefassten Entwicklungstrends haben zweifellos die Anreize für Betriebe 
erhöht, mobilere und flexiblere Beschäftigungsformen einzusetzen (Beck et al. 2001; Bloss-
feld et al. 2005). Allerdings muss nicht jeder Anreizgewinn in Richtung einer höheren extern-
numerischen Flexibilität von Unternehmen und Erwerbstätigen mit vollzogen werden. 
Abhängig ist die Nutzung extern-flexibler Beschäftigungsformen insbesondere von der Frage, 
inwieweit externe Anpassungsformen tatsächlich in einem funktionalen Äquivalenzverhältnis 
zu internen (d.h. etwa intern-zeitlichen und qualifikatorisch-funktionalen) Flexibilitätsmaß-
nahmen stehen (Goudswaard und Nanteuil 2000; Semlinger und Frick 1995). 
Zweifel an einem derartigen substitutiven Verhältnis werden deutlich, wenn der These gefolgt 
wird, dass in qualitativ höherwertigen Produktions- und Dienstleistungstätigkeiten in der Re-
gel hohe Qualifikations-, Vertrauens-, Kooperations- und Motivationspotentiale vorausgesetzt 
werden (Baethge und Baethge-Kinsky 1998; Seifert und Pawlowsky 1998). Entsprechend 
transaktionskosten-, vertrauens- und segmentationstheoretischer Überlegungen können diese 
Potentiale dann nicht über zeitlich begrenzte Arbeitsbeziehungen aufgebaut oder erhalten 
werden (Heisig 1997; Sengenberger 1987; Williamson et al. 1975). Neben der Differenzie-
rung zwischen Betrieben, die durch Flexibilität und Stabilität gekennzeichnet sind, besteht 
hier die Möglichkeit, dass interne und externe Flexibilitätsformen innerhalb eines Betriebes in 
einem komplementären Verhältnis zueinander stehen (so etwa Pfeifer 2005 und Hohendanner 
und Bellmann 2007). Hierbei könnten sich dann wiederum  – entsprechend der in Segmenta-
tionsansätzen beschriebenen zweigeteilten Arbeitsmärkte (Doeringer und Piore 1971) –  
Strukturen herausgebildet haben, in denen geschützte Stammbelegschaften durch ungeschütz-
te und flexible Randbelegschaften stabilisiert würden (Köhler und Sengenberger 1983; Blien 
1986; Blossfeld und Mayer 1988).  
Insgesamt gibt es national und international nur wenige Analysen zum Verhältnis von inter-
nen und externen Anpassungsinstrumenten (Kalleberg 2001: 480). Aus diesem Grund werden 
wir uns im Folgenden diesen Verhältnissen näher zuwenden und prüfen, inwiefern Flexibili-
tätsformen von Betrieben substitutiv, komplementär oder ungebunden zueinander eingesetzt 
werden und inwieweit sich dabei Stamm- und Randbelegschaften herausgebildet haben. Dabei 
wird in den Analysen der Einsatz stabiler oder flexibler Beschäftigungsformen als Resultat 
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der Struktur innerbetrieblicher Tätigkeitsprofile in Abhängigkeit von Markt- und Wettbe-
werbsstrategien betrachtet (Nienhüser 2004; 2007). In Kapitel 2 wird hierfür zunächst das 
Konzept der internen und externen Flexibilität von Betrieben näher vorgestellt. Die Methodik 
sowie die Operationalisierung werden im 3. Kapitel behandelt. Nachfolgend werden im 4. 
Kapitel die empirischen Befunde zur internen und externen Flexibilität dargestellt. Im 
Schlusskapitel werden die Ergebnisse zusammengefasst. 
2  Interne vs. externe Flexibilität von Betrieben 
Zur Flexibilisierung der Beschäftigung haben die Betriebe die Möglichkeit, interne Anpas-
sungen vorzunehmen oder auch auf den externen Markt zurückzugreifen. Diese beiden Stra-
tegien lassen sich weiter ausdifferenzieren. Auf betrieblicher Ebene können interne und exter-
ne sowie quantitative, d.h. am Bedarf oder an der Kapazität des Unternehmens orientierte, und 
qualitative, d.h. an der Leistungsfähigkeit oder Leistungsbereitschaft orientierte Flexibilitäts-
maßnahmen unterschieden werden (Atkinson 1984; Keller und Seifert 2007; Hohendanner 
und Bellmann 2006). Die betrieblichen Flexibilisierungsmaßnahmen sind in Tabelle 1 darge-
stellt.1 
Die quantitative Dimension umfasst zum einen die numerische Flexibilität, also die unter-
nehmerische Fähigkeit, die Beschäftigungsmenge schnell an Nachfrageschwankungen anpas-
sen zu können, und zum anderen die zeitliche Flexibilität, die sich über den Grad der Variabi-
lität der Arbeitszeit bestimmen lässt. Monetäre Flexibilität liegt dann vor, wenn die Arbeits-
kosten innerhalb kurzer Zeit angepasst werden können. Die qualitative Dimension bezieht 
sich auf die funktionale Flexibilität. Diese ist umso höher, je rascher die Beschäftigten in der 
Lage sind, neue Arbeitsaufgaben und -positionen zu übernehmen und je größer die Motivation 
zur Leistungserbringung ist. Die Kategorien extern und intern geben an, wie Betriebe ihre 
Anpassungsmaßnahmen realisieren. Diese können durch den Rückgriff auf den externen Ar-
beitsmarkt, beispielsweise durch Ein- und Ausstellungen, erfolgen. Interne Flexibilität liegt 
dann vor, wenn Betriebe ihren bereits bestehenden Arbeitskräftepool z.B. über Arbeitszeitän-
derungen oder Qualifizierung variieren. 
                                                 
1  Alternativ untergliedern Keller und Seifert (2007: 16) die interne und externe Form der Flexibilität in Anleh-
nung an Atkinson (1984) statt nach der quantitativen und qualitativen Dimension hinsichtlich der Arten nu-
merisch, funktional, temporal und monetär.  
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Tabelle 1: Formen der Flexibilität 
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Anmerkung: Die kursiv gesetzten Anpassungsformen werden in den empirischen Analysen dieses Aufsatzes berücksichtigt. 
Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Semlinger und Frick (1995: 13) 
 
Es ist eine offene Frage, inwieweit interne und externe Flexibilisierungsformen beliebig aus-
tauschbar und kombinierbar sind. Werden die einschlägigen arbeitsmarktsoziologischen und 
personalwirtschaftlichen Ansätze betrachtet (Nienhüser 2004; 2007; Struck 2006), dann ist zu 
berücksichtigen, dass bei ihrem Einsatz zumindest drei personalpolitische Entscheidungsprob-
leme zu beachten sind. Das erste betrifft den personalpolitischen Umgang mit Diskontinuität. 
Hier wird davon ausgegangen, dass auf eine zunehmende Unsicherheit auf den Produktmärk-
ten (z.B. saisonale Nachfrageschwankungen wie vielfach im Bausektor und im Einzelhandel) 
mit instabileren Personalstrukturen reagiert wird. Das zweite betrifft die Sicherstellung von 
Leistungsfähigkeit. Die Art der benötigten Qualifikationen steht in Zusammenhang mit sozio-
technischen Produktionssystemen, etwa der Aufbau- und Ablauforganisation oder der techni-
schen Ausstattung (Picot et al. 2001; Struck 1998). Insbesondere eine hohe Dynamisierung 
der Arbeitsorganisation stellt dabei besondere Anforderungen an die Verfügbarkeit von quali-
fizierten Beschäftigten. Arbeitskräftebedarfe müssen sowohl hinsichtlich der Quantität als 
auch der Qualität möglichst zeitnah abgedeckt werden können. Von besonderer Bedeutung 
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sind dabei die Spezifität des benötigten individuellen Humankapitals und der betriebliche Be-
darf an individuellem Sozialkapital. Das dritte Problem bezieht sich auf die Gewährleistung 
der Leistungsbereitschaft der Belegschaft. Dieses Problem ergibt sich u.a. aus der unvollstän-
digen Bestimmung von Leistungen in Arbeitsverträgen und zum Teil unzulänglicher oder 
kostenintensiver Kontrollmöglichkeiten. Die Vermeidung von Leistungszurückhaltung („shir-
king“) (ebd. sowie Shapiro und Stiglitz 1984; Williamson 1990) bzw. eine hohe Produktivität 
der Beschäftigten kann durch Motivation, wie etwa durch Angebote von Arbeitsplatzsicher-
heit, durch intern und extern verwertbare Weiterbildung etc. und/oder durch Kontrolle, insbe-
sondere bei einfach zu kontrollierenden Routinetätigkeiten, erreicht werden. Innerhalb der or-
ganisatorischen Grenzen des Betriebes finden sich dann in der Regel mehrere Beschäftigungs-
systeme mit unterschiedlichen Mustern der Nutzung von Arbeitskraft (Köhler et al. 2004). 
Eine zweite Frage ist, ob und in welcher Weise sich einzelne flexible Anpassungsformen 
Stamm- oder Randbelegschaften zuordnen lassen. Das Konzept Stamm- oder Randbeleg-
schaften ist eng mit der ursprünglichen und den weiterentwickelten Segmentationstheorien 
verbunden, die zwischen „good jobs“ und „bad jobs“ unterscheiden (Doeringer und Piore 
1971; Sengenberger 1987). Im Grundsatz wird davon ausgegangen, dass Stammbelegschaften 
sozialversicherungspflichtig, geschützt, unbefristet, vollzeit und mit hinreichendem Einkom-
men in so genannten Normalarbeitsverhältnissen beschäftigt sind (Mückenberger 1985). 
Demgegenüber würden befristete oder in Teilzeit ausgeübte, so genannte „atypische“ Be-
schäftigungsformen den Randbelegschaften zugewiesen. Sie seien dabei zudem durch geringe 
Qualifikationsanforderungen, einen dementsprechend niedrigen innerbetrieblichen Status und 
eine geringere Entlohnung gekennzeichnet. Betriebliche Personalanpassungen, beispielsweise 
infolge von Absatzschwankungen, erfolgen dabei vorrangig über Auf- oder Abbau der Ar-
beitskräfte in diesem Segment (Köhler und Sengenberger 1983; Blien 1986; Blossfeld und 
Mayer 1988). Aufstiegschancen innerhalb der Randbelegschaft bestehen nicht und Übergänge 
in Stammbelegschaften sind selten (Gensicke et al. 2010). Damit wären dann auch der Erhalt 
und Aufbau berufsfachlicher Qualifikationen an diesen betrieblichen Rändern gefährdet. 
Doch gilt dieses komplementäre Segmentierungsmuster tatsächlich uneingeschränkt? Teil-
zeitbeschäftigung ist häufig stabil und in berufsfachlichen Tätigkeiten anzutreffen. Befristete 
Beschäftigungsverhältnisse dienen nicht selten der verlängerten Probezeit und können dem-
entsprechend insbesondere in verantwortungsvollen und höher qualifizierten Tätigkeiten in 
stabile Beschäftigung münden. Eine duale berufliche Erstausbildung muss nicht in eine Über-
nahme im Ausbildungsunternehmen münden etc. 
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Im Folgenden werden die betrieblichen Bedingungen für den Einsatz verschiedener Flexibili-
sierungsvarianten analysiert, um Aufschluss über substitutive und komplementäre Einsatz-
formen zu erhalten. Dabei werden Flexibilitätsformen berücksichtigt, die einerseits am Ar-
beitsmarkt weit verbreitet sind und die anderseits hinreichend gut mit dem IAB-Betriebspanel 
operationalisiert werden können. Diese sind in Tabelle 1 kursiv dargestellt. 
2.1 Externe Flexibilität 
Zunächst werden die in der Analyse berücksichtigten externen und nachfolgend die internen 
Flexibilisierungsmöglichkeiten vorgestellt. 
Labour-Turnover 
Betriebe können das Beschäftigungsvolumen quantitativ über den externen Markt variieren, 
indem sie Arbeitnehmer ausstellen bzw. verrenten und bei Bedarf Arbeitskräfte wieder ein-
stellen. Diese klassische Art der Beschäftigungsanpassung wird als Labour-Turnover be-
zeichnet und dient vor allem der Bearbeitung des Diskontinuitätsproblems. Dabei orientiert 
sich der Austausch vor allem an der Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Personal-
bestandes. 
Eine traditionelle Hypothese zu dieser Form der Flexibilität ist, dass Personen mit höheren 
Qualifikationen stabiler beschäftigt werden als geringer Qualifizierte. So kann aus humanka-
pital-, transaktions- und informationsökonomischen Ansätzen geschlossen werden, dass die 
Macht der Arbeitnehmer und damit die Beschäftigungsstabilität steigt, je besser die Arbeits-
kräfte qualifiziert und je komplexer ihre Tätigkeitsprofile sind (Becker 1975; Sesselmeier und 
Blauermel 1998; Williamson 1985; 1990; Baron und Kreps 1999). Zudem geht aufgrund der 
technologisch induzierten Kompensation standardisierter Tätigkeiten und steigender Qualifi-
kationsanforderungen in vielen Berufen die Nachfrage nach niedrig qualifizierten Arbeitskräf-
ten zurück, sodass das Arbeitskräftereservoir in diesem Qualifikationssegment größer wird 
und die Beschäftigungsstabilität sinkt. Mit Hilfe des Labour-Turnovers können Betriebe die 
Leistungsfähigkeit des Betriebes auch in qualitativer Hinsicht regulieren, indem Arbeitnehmer 
ersetzt werden, die eine unbefriedigende Arbeitsleistung erbracht haben. Eine weitere Varian-
te der qualitativen Anpassung der Belegschaft ist das „skill upgrading“ durch Churning (Alda 
et al. 2005; Beckmann und Bellmann 2002). Dabei werden im Zuge von Labour-Turnover-
Prozessen gering qualifizierte durch besser qualifizierte Arbeitnehmer ausgetauscht. 
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Beschäftigungspolitische Push- und Pull-Faktoren stellen zudem saisonale Effekte, die Kon-
junktur sowie die Wirtschaftsstruktur dar. Mit Hilfe der Beschäftigungsanpassung werden die 
Produktionskapazitäten gesteuert, wenn Arbeitsplätze nach Ausstellungen vorübergehend va-
kant bleiben und erst in einer Aufschwungphase sukzessive nachbesetzt werden. Es ist daher 
anzunehmen, dass Betriebe in Wachstumsphasen und zu saisonalen Aufschwüngen Einstel-
lungen vornehmen und vice versa. Zudem wird angenommen, dass in konjunkturellen Hoch-
phasen und einer damit verbundenen großen Nachfrage nach Arbeitskräften die freiwillige 
Mobilität steigen, da die Chancen für berufliche Veränderungen und Aufstiege steigen (Köh-
ler et al. 2008). 
Laut Bellmann et. al. (2009) lag die Labour-Turnover-Rate im ersten Halbjahr 2006 in Ost-
deutschland bei 11,9% und in Westdeutschland bei 9,2%. Sowohl die quantitative als auch die 
qualitative Anpassung setzt jedoch zumindest in der kurzen Frist voraus, dass keine größeren 
Restriktionen auf dem Arbeitsmarkt bestehen. In koordinierten Marktwirtschaften (Hall und 
Soskice 2001) und so auch in Deutschland verhindern jedoch institutionelle Regelungen wie 
das Kündigungsschutzgesetz (KSchG), Tarifverträge oder das Bestehen von Arbeitnehmer-
vertretungen in Betrieben (Betriebs- und Personalräte) zumeist eine schnelle Beschäftigungs-
anpassung (Eichhorst et al. 2010; Schnabel und Wagner 2007; Berthold 2002). Vielfach wird 
vor diesem Hintergrund argumentiert, dass Betriebe über flexible Beschäftigungsformen, und 
hier insbesondere Befristungen und Leiharbeit, die notwendige Flexibilität sicherstellen, ohne 
auf den Kreis  – anteilig verringerter –  Stammbelegschaften zurückgreifen zu müssen. 
„Atypische“ Beschäftigungsformen 
Bis in die 80er Jahre hinein konnte man das deutsche Beschäftigungssystem eher als ein ge-
schlossenes bezeichnen. Das Normalbeschäftigungsverhältnis gewährleistete Arbeitsplatzsi-
cherheit bei eventuell wechselnder Tätigkeit im gleichen Betrieb, einem hohen beruflichen 
Qualifikationsniveau, kooperativen Austauschbeziehungen und einer geringen intersektoralen 
und interregionalen Differenzierung nach Beschäftigungsrisiken und Entlohnungsbedingun-
gen (Struck 2006). Flexibilität wurde schwerpunktmäßig über den internen Arbeitsmarkt ge-
währleistet. Im Zuge verschärfter weltweiter Wettbewerbsstrukturen wurde das „Deutsche 
Modell“ und damit seine als hoch eingeschätzten sozialpolitischen Sicherungsstandards, seine 
als rigide beschriebenen Regelungen zum Kündigungsschutz und die als zu starr empfunde-
nen Flächentarifverträge zunehmend kritisiert. Als positive Beispiele wurde auf die zumindest 
kurz- und mittelfristig erfolgreichen liberalen Regime Englands oder der USA verwiesen. 
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Auch die OECD postuliert seit längerem die Bedeutung betrieblicher Flexibilität für Wettbe-
werbsfähigkeit und Beschäftigung (Brodsky 1994). Orientiert an diesen Leitbildern wurde der 
deutsche Arbeitsmarkt seit Mitte der 80er Jahre liberalisiert und dereguliert. Insbesondere ein 
Zuwachs von so genannten atypischen Beschäftigungsformen  – wie befristete Arbeitsver-
hältnisse, Zeit- bzw. Leiharbeit, geringfügige Beschäftigung, Teilzeitarbeit und freie Mitarbeit 
–  sollte den Flexibilitätsspielraum der Betriebe erhöhen. 1985 trat das Beschäftigungsförde-
rungsgesetz (BeschFG) in Kraft, das die Anwendung befristeter Arbeitsverträge erleichtert 
hat.2 Außerdem wurden zwei Varianten der Teilzeitarbeit  – die kapazitätsorientierte, variable 
Arbeitszeit und das Jobsharing –  geregelt. Zusätzlich erfolgte eine weitere Deregulierung der 
Leiharbeit im Beschäftigungsförderungsgesetz (BeschFG) durch die Ausweitung der Überlas-
sungshöchstdauer (Rudolph 1987; Antoni und Jahn 2006). 
Insbesondere seit den 1990er Jahren ist beobachtbar, dass der externe Arbeitsmarkt anteilig an 
Bedeutung gewonnen hat (Köhler et al. 2008; Struck 2006). Betrachten wir die Entwicklung 
vor der jüngsten Wirtschaftskrise, so ist die Zahl der Normalarbeitnehmer von 24 Millionen 
im Jahr 1997 bis 2007 um 1,53 Millionen gesunken. Demgegenüber hat die Zahl atypischer 
Beschäftigungsverhältnisse zwischen 1997 und 2007 sukzessive um 2,58 Millionen auf gut 
9,6 Millionen zugenommen. In diesem Beobachtungszeitraum gab es laut Statistischem Bun-
desamt (2008) keine Anzeichen für eine gegenläufige Entwicklung. Die Größenordnung wie 
auch die Dynamik der atypischen Beschäftigungsformen ist dabei sehr unterschiedlich ausge-
prägt. Dem Statistischen Bundesamt (2008) zufolge, machten im Jahr 2007 die 4,95 Millionen 
Teilzeit-Arbeitskräfte die größte Gruppe unter den atypisch Beschäftigten aus. 2,77 Millionen 
Personen waren geringfügig, 2,66 Millionen befristet und 610.000 als Zeitarbeitnehmer be-
schäftigt.3 Auch die Wachstumsraten in den 10 Jahren zwischen 1997 und 2007 fallen unter-
schiedlich hoch aus. Die absolut kleinste Gruppe der Leiharbeiter verzeichnete mit 235% den 
                                                 
2  Aufgrund des Beschäftigungsförderungsgesetzes wurden befristete Arbeitsverträge ohne besondere sachliche 
Begründung und ohne gerichtliche Missbrauchskontrolle für einen Zeitraum von zunächst 18, später bis zu 
24 Monaten ermöglicht. Schließlich wurde das BeschFG durch das am 1.1.2001 in Kraft getretene Gesetz 
über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (TzBfG) abgelöst. 
3  Bei diesen absoluten Zahlen ist jedoch zu beachten, dass es Überschneidungen zwischen den einzelnen atypi-
schen Beschäftigungsformen gibt und sich die genannten Zahlen nicht zur Gesamtanzahl atypisch Beschäf-
tigter aufsummieren lassen. Da sich die atypischen Beschäftigungsformen nicht gegenseitig ausschließen, 
kann eine Person, die sich in einem Leiharbeitsverhältnis befindet, bspw. gleichzeitig befristet beschäftigt 
sein. Eine Teilzeitbeschäftigung kann zugleich geringfügig sein. Gerade bei diesen genannten Formen gibt es 
häufig Überschneidungen. 
 10
größten Zuwachs. Einen ebenfalls starken Anstieg von 112% war bei den geringfügig Be-
schäftigten zu verzeichnen. Die Anteile der Teilzeitbeschäftigung sowie der befristeten Be-
schäftigung stiegen um 46%. Aufgrund der beschriebenen Tendenzen wurde aber auch schon 
sehr früh eine „Erosion des Normalarbeitsverhältnisses“ konstatiert und vor der Entstehung 
neuer „Risiken“ gewarnt (Beck 1999; Hoffmann und Walwei 1998). 
Die anteilig dominierende Beschäftigungsform ist nach wie vor das Normalbeschäftigungs-
verhältnis. Doch auch innerhalb des Normalarbeitsverhältnisses lassen sich Veränderungen 
zeigen. Struck et. al. (2007) weisen nach, dass die Dauer der Beschäftigungsverhältnisse auch 
derjenigen Personen, die schon länger als 8 Jahre in einem Unternehmen tätig sind, sich 
durchschnittlich und unabhängig von Wirtschaftszyklen und veränderten soziodemographi-
schen Strukturen am Arbeitsmarkt verringert hat. 
Neben dieser eher skeptischen Sichtweise auf den Prozess wird erwartet, dass mit Hilfe der 
atypischen Beschäftigung die Flexibilität und damit die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmark-
tes steigen (Eichhorst et al. 2001; Sachverständigenrat 2005). Atypische Beschäftigungsver-
hältnisse sollen die Anpassungsspielräume von Betrieben erhöhen und die bisherige „Fehlba-
lancierung zwischen Flexibilität und Sicherheit“ entschärfen (Struck 2006; siehe auch Hei-
denreich 2004; Bellmann et al. 2009). Aus theoretischer Sicht werden unterschiedliche Funk-
tionen und Einsatzlogiken der atypischen Beschäftigung diskutiert. 
Mit befristeten Arbeitsverträgen können Betriebe die Transaktionskosten, die mit der Perso-
nalfreisetzung einhergehen würden, senken. Diese Beschäftigungsform ermöglicht einen Aus-
gleich von Personalschwankungen sowie eine zeitnahe Anpassung der Produktion und Dienst-
leistungen an Nachfrageschwankungen. Insbesondere die Kündigungsschutzregelungen wer-
den mit Befristungen umgangen, so dass keine Entlassungskosten entstehen. Dieses Instru-
ment wird beispielsweise bei einer zeitlich begrenzten Projektarbeit oder einer unsicheren 
wirtschaftlichen Lage eingesetzt. Befristete Beschäftigung sollte in Kleinstbetrieben, die oh-
nehin nicht dem Kündigungsschutz unterliegen, nur vereinzelt vorkommen. Organisatorische 
und technische Restrukturierungen können mit den Befristungen flexibel und einfacher voll-
zogen werden. Problematisch ist es bei einem unstetigen Einsatz von befristet Beschäftigten 
einen systematischen Aufbau und Erhalt berufsfachlicher Qualifikationen auf Seiten der Be-
schäftigten sicherzustellen. 
 11
Anders stellt sich dies beim Einsatz befristeter Arbeitsverträge als verlängerte Probezeit dar. 
Hier geht die Befristung mit einer Screening-Funktion einher. Diese Funktion sollte insbeson-
dere dann von Bedeutung sein, wenn Unsicherheit über die Leistungsfähigkeit eines Arbeit-
nehmers besteht (Bellmann et al. 2009; Giesecke und Groß 2007; Linne und Vogel 2003), so 
beispielsweise, wenn der innerbetriebliche Einsatz in höherwertigen und/oder schwer zu kon-
trollierenden Tätigkeitsfeldern mit einer längeren Einarbeitungszeit verbunden ist. 
Der Einsatz von Leiharbeitskräften erfolgt häufig bei einem kurzfristigen Arbeitskräftebedarf. 
Damit werden Transaktionskosten, die im Falle der Einstellung und Kündigung von Normal-
beschäftigten entstehen würden, vermieden, wenn innerhalb weniger Tage Personal auf- oder 
abgebaut werden muss (Wierlemann 1995). In einigen Unternehmen findet sich allerdings 
auch ein regelmäßiger und mittelfristiger Einsatz von Leiharbeit. Leiharbeit hat insbesondere 
im verarbeitenden Gewerbe und in den angrenzenden Dienstleistungsbranchen als Anpas-
sungsinstrument eine Pufferfunktion für die Stammbelegschaft (Then und Denkhaus 1994; 
Hohendanner und Bellmann 2007). Gleichzeitig kann aber auch über den Einsatz von Leihar-
beitnehmern „Druck“ auf bestehende Belegschaften ausgeübt werden, die kurzfristig zu Pro-
duktionssteigerung und mittelfristig zu einer spürbaren Reallohnsenkung auch bei der 
Stammbelegschaft des Entleihbetriebes führen können. 
Gemäß Bellmann et al. (2009) greifen insbesondere industrielle Großbetriebe, die hohe tarif-
vertragliche und betriebliche Zusatzleistungen wie Urlaubsgeld oder eine betriebliche Alters-
vorsorge leisten müssen, auf Leiharbeiter zurück, um die Personalkosten zu senken. Für die 
überlassenen Arbeitnehmer hingegen wird ein fixer Stundenverrechnungssatz an die Verleih-
betriebe gezahlt. Laut Schröder (1997) hängt der Kostenvorteil der Leiharbeit stark von quali-
fikatorischen Merkmalen des Arbeitnehmers und dem Zeithorizont der Arbeitnehmerüberlas-
sung ab. Des Weiteren können Personalverwaltungskosten bei der Einstellung gesenkt wer-
den. Während der Beschäftigungsphase kann eine Leiharbeitstätigkeit  – zumindest bei Tätig-
keiten, die keine längere Einarbeitungszeit benötigen –  auch die Funktion einer Probezeit ü-
bernehmen, ohne dass der Entleihbetrieb Arbeitgeberpflichten übernehmen muss. 
2.2 Interne Flexibilität 
Teilzeitarbeit 
Die Teilzeitbeschäftigung lässt sich in unterschiedliche Komponenten gliedern. Den weitaus 
größten Anteil hat laut Wanger (2006) die reguläre, sozialversicherungspflichtige Teilzeitbe-
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schäftigung. Einen kleineren Anteil machen die geringfügigen Mini-Jobs aus. Die reguläre 
Teilzeitarbeit ist überwiegend in größeren Betrieben vorzufinden, während in Klein- und 
Kleinstbetrieben häufiger die geringfügige Variante genutzt wird. Generell nimmt der Teil12 
zeitanteil mit steigender Betriebsgröße zu. Sozialversicherungspflichtige Teilzeitbeschäfti-
gung wird im Betrieb eingesetzt, wenn der Bedarf an Arbeitskräften zeitlich begrenzt ist oder 
wenn die Betriebs- bzw. Öffnungszeiten verlängert werden. Die höchsten Teilzeitquoten sind 
insbesondere im Dienstleistungssektor zu finden, der traditionell auch hohe Frauenanteile 
aufweist. Dies deckt sich mit der Erkenntnis, dass Teilzeitarbeit typischerweise eine von Frau-
en dominierte Beschäftigungsform ist (Bäcker 2007). In diesem Zusammenhang weist Bosch 
(2003: 16f.) darauf hin, dass Teilzeitarbeit oft eine „selbst gewählte Arbeitsform ist, die eben-
so wie Vollzeitarbeit dekommodifiziert ist (…)“. Damit dient die Beschäftigungsform Teil-
zeitarbeit einerseits als Flexibilisierungsinstrument – vor allem in Wachstums- und Schrump-
fungsphasen –, andererseits kommen die Arbeitgeber damit den Wünschen von Arbeitneh-
mern nach Arbeitszeitverkürzung entgegen (Bellmann et al. 2009; Wanger 2006). 
 
Berufliche Weiterqualifizierung 
Berufliche Weiterqualifizierung gilt als bedeutsame Einflussgröße auf Status- und Wettbe-
werbspositionen von Individuen, Organisationen und Gesellschaften. Lebenslanges Lernen 
und ständige Weiterqualifizierung haben in Öffentlichkeit, Politik, Wirtschaft und Wissen-
schaft einen außerordentlich hohen Stellenwert erlangt (Becker und Hecken 2009; Büchel und 
Panneberg 2004; Pfeifer und Reize 2000). In arbeits- und wirtschaftspolitischer Sicht ist Bil-
dung ein Standortfaktor (Düll und Bellmann 1999) und es werden positive Effekte durch eine 
verbesserte Wettbewerbsfähigkeit von Betriebsorganisationen sowie von Regionen (national 
oder EU-weit etc.) erwartet (EU 2009). Empirische Forschungsergebnisse zeigen, dass sich 
der Bedeutungsgewinn beruflicher Weiterbildung auch in steigenden Teilnehmerzahlen wi-
derspiegelt (von Rosenbladt und Bilger 2008; Kuwan und Thebis 2005). 
Aus humankapitaltheoretischer Perspektive gibt es verschiedene Gründe dafür, dass Betriebe 
die Weiterbildung ihrer Arbeitskräfte aktiv unterstützen. Diskutiert wird, dass berufsstruktu-
relle, arbeitsstrukturelle und technologische Veränderungen abnehmende „Halbwertszeiten“ 
des Wissens bewirken und das Humankapital fortlaufend an die Anforderungen der modernen 
Technologien und Arbeitsprozesse anzupassen sei (Buttler 1994; Bellmann et al. 2002; Bizer 
und Sesselmeier 2004). Weitere „Protektionsinvestitionen“ (Sesselmeier 2007: 71) sind nötig, 
nachdem Betriebe in das Humankapital der Beschäftigten investiert haben, um arbeitnehmer-
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seitige Kündigungen zu vermeiden und „sunk costs“ zu verhindern (Neubäumer 2006). Dies-
bezüglich sind bisherige empirische Forschungsergebnisse nicht eindeutig. Düll und Bell-
mann (1999) sowie Becker (1993) zeigen, dass die formale berufliche Weiterbildung die Be-
triebsbindung erhöht. Maßgeblich sind hierfür vermutlich Weiterbildungen, die auf die aktuel-
le Tätigkeit sowie auf Aufstiegsmöglichkeiten abgestimmt sind. Andererseits zeigen dieselben 
Autoren, dass Weiterbildung die Arbeitsmobilität erhöht. Ursache hierfür dürfte sein, dass ei-
ne betriebsspezifische Weiterbildung zugleich immer auch Mobilität unterstützende allgemei-
ne Qualifizierungsanteile enthält. Insbesondere jüngere Menschen mit einem allgemein quali-
fizierenden Hochschulabschluss werden durch die Weiterqualifizierung bei Arbeitgeberwech-
seln unterstützt. Zudem könnten weiterbildungsaktive Teilnehmer höhere Karriereambitionen 
aufweisen, die sie inner- und ggf. überbetrieblich umsetzen können. Angesichts der Beobach-
tung, dass Weiterbildung zugleich inner- wie überbetriebliche Berufsverläufe unterstützen 
kann, kommen Hübler und König (1999) zu dem Ergebnis, dass kein systematischer Zusam-
menhang zwischen Weiterbildung und Arbeitsmarktmobilität besteht. Bellmann und Leber 
(2005) verweisen darauf, dass vor allem größere Betriebe formelle Weiterbildungsmaßnah-
men durchführen. Ein Grund dürfte der größere finanzielle Spielraum von Großbetrieben sein. 
Außerdem ist es im Falle von kleineren Betrieben schwieriger, die Mitarbeiter freizustellen, 
ohne den Produktions- bzw. Geschäftsprozess zu stören. Darüber hinaus können größere Be-
triebe ihre Beschäftigten stärker an sich binden, da sie bessere berufliche Aussichten bieten. 
In diesem Fall sind die Humankapitalinvestitionen rentabler (Dietrich und Gerner 2005). 
Berufsausbildung 
Der Übergang vom Bildungs- in das Beschäftigungssystem ist im internationalen Vergleich 
verschiedenartig organisiert. In den jeweiligen beruflichen Bildungsinstitutionen werden ar-
beitsmarktrelevante Qualifikationen hergestellt. Die Bandbreite reicht dabei von allgemeinen 
bis zu betriebsspezifischen Kenntnissen (Allmendinger 1989; Konietzka 2009). In Deutsch-
land erfolgt die nichtakademische berufliche Bildung vorrangig über das System der dualen 
Berufsausbildung.4 Diese Institution übernimmt Funktionen hinsichtlich der sozialen Integra-
tion, Sozialisation, Qualifizierung, Allokation und der sozialen Selektion (Konietzka 2009; 
                                                 
4  Daneben bestehen schulische Ausbilungsformen in sozialen sowie in Pflege- und Gesundheitsberufen, die 
durch Praxisphasen ergänzt werden. Zudem werden technische und kaufmännische Berufe zum Teil in Be-
rufsfachschulen erlernt. In der Praxis dient diese Ausbildung sehr häufig einer ausbildungsvorbereitenden 
Qualifizierung. Dies einerseits für Jugendliche, die keine Lehrstelle erhalten haben oder für Personen, die ei-
nen höheren spezifischen (Fach-)Hochschulabschluss anstreben. 
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Lempert 1998; Greinert 1995). Ein beruflicher Abschluss wird umso wichtiger, je höher die 
Anforderungen an Unternehmen und Beschäftigte aufgrund des schnellen technologischen 
Wandels, der Internationalisierung der Wirtschaft und der veränderten Arbeitsorganisation in 
den Unternehmen werden. 
Im deutschen System der beruflichen Bildung entscheiden die Betriebe über die Art und 
Quantität des Ausbildungsangebotes (gatekeeping). Betriebe sind demnach die bestimmenden 
Akteure auf der Angebotsseite des Ausbildungsmarktes und haben eine Sortierfunktion an der 
ersten Schwelle des Übergangsprozesses von der Schule in den Beruf (Mertens 1976; Tessa-
ring 1993). Die qualitativen Standards der beruflichen Ausbildung werden hingegen durch 
den Staat festgelegt. Zwar besteht die duale Ausbildung aus betriebspraktischen und theoreti-
schen Ausbildungsphasen, die Ausbildungsinhalte wiederum sind vorrangig nicht betriebs-, 
sondern berufsspezifischer Natur (Konietzka 2009; Dietrich und Abraham 2008; Konietzka 
2004). Im Jahr 2008 stieg die Einmündungsquote5 in eine Ausbildung im Gegensatz zu den 
Vorjahren wieder und lag bei 67,7 Prozent (BMBF 2009: 15). Die Zahl unterstreicht den gro-
ßen Stellenwert, den diese Institution hat. 
Aus humankapitaltheoretischen Überlegungen heraus stellt die berufliche Ausbildung für die 
Betriebe aus drei Gründen ein Instrument der internen Flexibilisierung dar: Betriebe können 
erstens ihren zukünftigen Fachkräften zumindest implizit bereits während der Ausbildungs-
phase betriebsspezifische Kenntnisse vermitteln. Damit fallen Einarbeitungskosten nach der 
Übernahme der Auszubildenden gering aus. Des Weiteren erhöhen ausbildende Betriebe die 
verfügbare Zahl qualifizierter Arbeitskräfte für das eigene Unternehmen, aber auch für Nutzer 
externer Arbeitsmärkte. Insbesondere vor dem Hintergrund der langfristigen demografischen 
Entwicklung und des damit prognostizierten Fachkräftemangels soll auf diese Weise die 
Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit gewahrt werden (Berufsbildungsbericht 2009; 
Baethge et al. 2007). Zweitens kann die Ausbildung auch als lange Screening-Phase fungie-
ren, in der der Arbeitgeber die Persönlichkeit und Leistungsfähigkeit des Auszubildenden be-
gutachten kann. Die Ausbildung ist in diesem Fall ein funktionales Äquivalent zur befristeten 
Beschäftigung (Niederalt 2005; Beckmann 2002). Drittens sind Auszubildende für viele Be-
triebe lukrative Arbeitskräfte, da sie einen Produktionsbeitrag erbringen, jedoch im Vergleich 
zu einem Normalbeschäftigten geringer entlohnt werden (Konietzka 2009). 
                                                 




Die Hauptaufgabe der betrieblichen Personalentwicklung besteht vor dem Hintergrund des 
technologischen und soziodemografischen Wandels, einer durchschnittlichen qualifikatori-
schen Anforderungssteigerung sowie der Internationalisierung darin, die in der Gegenwart 
und Zukunft erforderlichen Qualifikationen rechtzeitig und im benötigten Umfang sicherzu-
stellen (Oechsler 2006; Becker 2008; Staehle 1999). Personalentwicklung umfasst ein breites 
Spektrum von Qualifizierungszielen, -inhalten und -methoden. Ziel ist die Vermittlung von 
berufsfachlichen Kenntnissen (tätigkeitsbezogenen Arbeitsinhalten, Arbeitsanforderungen, 
Fachwissen) und generellen Fähigkeiten (Anpassungs- und Innovationsfähigkeit, Lern- und 
Entscheidungsfähigkeit, Team- und Konfliktfähigkeit). Dabei hat die Personalentwicklung ei-
nen doppelten Zielcharakter (Jung 2005: 246). Aus betrieblicher Sicht liegt das Hauptinteres-
se darin, die Leistungsfähigkeit der Beschäftigten und damit die Produktivkraft zu erhalten 
bzw. zu steigern. Aus Sicht der Mitarbeiter sollte jedoch auch die Möglichkeit gegeben sein, 
eigene Wünsche einzubringen, um eine persönliche und berufliche Weiterentwicklung voll-
ziehen zu können. Ein weiteres Ziel der Personalentwicklung ist laut Drumm (2005) die insti-
tutionelle Verstetigung des Lernens. Lernen soll nicht verlernt werden. Die Personalentwick-
lung steht in einer wechselseitigen Beziehung zur Strategie- und Organisationsentwicklung 
(Oechsler 2006; Staehle 1999). Voraussetzung dafür wiederum ist, dass verschiedene Instru-
mente der Personalentwicklung systematisch eingesetzt werden. 
Ein integrativer Human Resource Management-Ansatz nimmt eine ganzheitliche Sichtweise 
der Integration von Personal und Arbeit bei allen unternehmerischen Entscheidungen ein und 
betrachtet die Arbeitnehmer als wichtigste Wettbewerbsfaktoren, die geführt, motiviert und 
entwickelt werden müssen, damit sie zur Erreichung der Unternehmensziele beitragen können 
(Oechsler 2006; Handy et al. 1989). Als Bestandteil der Unternehmensstrategie ist die Perso-
nalentwicklung langfristig angelegt und hat einen proaktiven Charakter. In der kurzen Frist 
steht die Überwindung qualifikatorischer Engpässe im Vordergrund. 
Empirische Befunde belegen, dass sich die Schwerpunkte der Personalentwicklungsarbeit von 
der Bildung zur Förderung verschoben haben. Mitarbeitergespräche und Zielvereinbarungen 
haben demnach an Bedeutung gewonnen. Insbesondere Großunternehmen haben einen Bedarf 
an exzellenten Führungskräften, um die Ertragskraft und Innovationsfähigkeit zu erhalten. 
Dabei steht außer Frage, dass Personalentwicklung als Anreiz dienen soll, um Führungskräfte 
an das Unternehmen zu binden (Becker 2008). Eine Personalentwicklung findet vorwiegend 
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in größeren Unternehmen statt. Zu berücksichtigen ist dabei, dass in größeren Betrieben antei-
lig häufiger Betriebs- und Personalräte bestehen. Diese nehmen, zum Teil über Betriebsver-
einbarungen (Oechsler 2006: 522), Einfluss auf die Personalentwicklung. Folglich sollte ne-
ben der Betriebsgröße eine positive Beziehung zwischen dem Vorhandensein einer Arbeit-
nehmervertretung und einer Personalentwicklung zu beobachten sein. 
3  Empirische Analysen 
3.1 Daten 
Als Datenbasis für die folgenden Analysen dient das IAB-Betriebspanel (siehe auch Fischer et 
al. 2008; Bellmann 2002). Das IAB-Betriebspanel ist als Längsschnittstudie konzipiert, so 
dass jährlich ein Großteil derselben Betriebe wieder befragt wird. Die Betriebsbefragung wird 
seit 1993 für Westdeutschland und seit 1996 für Gesamtdeutschland im Auftrag des IAB von 
TNS Infratest Sozialforschung durchgeführt. Mittlerweile werden knapp 16.000 Betriebe zu 
beschäftigungspolitischen Themen befragt, wobei zusätzlich jährlich wechselnde Schwer-
punktthemen in den Fragebogen aufgenommen werden. Die befragten Betriebe werden aus 
der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit gezogen, in der nur sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte erfasst werden. Deshalb gehen in die Befragung nur Betriebe mit 
mindestens einem solchen Arbeitnehmer ein. In den jeweiligen Betrieben werden die Be-
triebs- und Geschäftsleitungen sowie Personalverantwortliche befragt. Das IAB-Betriebspanel 
basiert auf einer nach Betriebsgröße, Branche und Bundesland disproportional geschichteten 
Stichprobe. 
Für die folgenden Querschnittsanalysen werden die Daten des Jahres 2007 herangezogen.6 
Die 2007er Welle wird genutzt, weil sie von der jüngsten Finanz- und Wirtschaftskrise unbe-
einflusste Angaben enthält. Nach der Datenaufbereitung wurde der Datensatz gemäß der 
Complete-Case Method (Little und Rubin 2002) eingegrenzt. Dadurch stehen von insgesamt 
16.181 befragten Betrieben 13.173 für die multivariaten Analysen zur Verfügung.  
                                                 
6  Die Datengrundlage dieses Beitrags bildet das IAB-Betriebspanel, Welle 2007. Der Datenzugang erfolgte 
mittels kontrollierter Datenfernverarbeitung beim FDZ. 
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3.2 Methodik 
In den empirischen Analysen werden zwei Arten von abhängigen Variablen verwendet. Dabei 
handelt es sich einerseits um Variablen, die binär kodiert sind und andererseits um Anteils-
wertvariablen. Die beiden speziellen Verteilungen dieser Variablen bergen Probleme, die mit 
dem herkömmlichen Kleinste-Quadrate-Verfahren nicht gelöst werden können. 
Binäre abhängige Variablen 
Die Schätzung binärer abhängiger Variablen durch ein KQ-Modell birgt ökonometrische 
Probleme. Da der Störterm dieser Variablen nicht normal-, sondern diskret verteilt ist mit nur 
zwei möglichen Ausprägungen, können erstens die vorhergesagten Werte außerhalb des In-
tervalls von 0 bis 1 liegen, sodass ein Interpretationsproblem eintritt. Zweitens variiert die Va-
rianz des Störterms über die Beobachtungen hinweg. Folglich ist der Störterm in einer KQ-
Schätzung heteroskedastisch und die Schätzung ineffizient (Greene 2003, 663). Um binär ab-
hängige Variablen angemessen modellieren zu können wird typischerweise entweder eine lo-
gistische Verteilung (Logit) oder eine Normalverteilung (Probit) verwendet. 
Die bivariaten Analysen in diesem Beitrag werden mittels eines Logit-Verfahrens berechnet.7 
Bei der Interpretation nicht-linearer Modelle muss gemäß Wooldridge (2002: 458 f.) beachtet 
werden, dass nur die Vorzeichen und Signifikanzen der Koeffizienten interpretiert werden 
können, da im Gegensatz zu linearen Modellen die Koeffizienten nicht den marginalen Effek-
ten entsprechen. Aus diesem Grund wurden zur besseren Interpretierbarkeit der Ergebnisse 
die marginalen Effekte am Mittelwert der Regressoren berechnet. 
Abhängige Variablen mit Anteilswerten 
Eine abhängige Variable y, die Proportionen ausdrückt, ist auf einen Wertebereich zwischen 0 
und 1 beschränkt. Die Begrenzung auf dieses Intervall und die Möglichkeit, Werte an den In-
tervallgrenzen beobachten zu können, führen zu zwei Einschränkungen in der Modellierbar-
                                                 
7  Modelltheoretisch gibt es keine Rechtfertigung dafür, ein bivariates Modell mit einem Logit- oder Probitver-
fahren zu schätzen. Die statistische Signifikanz der Parameter ist im Allgemeinen für Logit- und Probitschät-
zungen sehr ähnlich. Die kumulativen Verteilungsfunktionen der Ereigniswahrscheinlichkeit unterscheiden 
sich nur an den Rändern, während die Ergebnisse im mittleren Bereich vergleichbar sind. Es gibt keinen Test, 
der anzeigt, ob ein Logit- oder Probit-Verfahren genutzt werden sollte. In den Tabellen 11 und 12 im Anhang 
befindet sich ein Vergleich der Logit-, Probit- und KQ-Schätzungen für die beiden binären abhängigen Vari-
ablen. Es wird deutlich, dass sich die Ergebnisse hinsichtlich der Signifikanzen und Vorzeichen nicht unter-
scheiden. 
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keit. Eine lineare Schätzung der abhängigen Anteilsvariablen würde implizieren, dass der Ef-
fekt einer bestimmten unabhängigen Variable xi über alle Werte von x hinweg konstant ist. 
Ein konstanter Effekt kann laut Papke und Wooldridge (1996: 619) jedoch nicht angenommen 
werden. Das heißt, dass die Koeffizienten selbst verzerrt sind. Des Weiteren ist anzunehmen, 
dass die Homoskedastizitätsannahme bei einer linearen Schätzung verletzt und damit die Va-
rianz der Schätzfehler nicht konstant ist. Papke und Wooldridge (1996: 620) zeigen, dass bei 
einer linearen Modellschätzung selbst eine Transformierung der y-Werte in log-odds-ratios 
keine zufriedenstellende Lösung bereitstellt. Aufgrund der Datenform erweist sich das lineare 
Schätzverfahren als nicht robust. 
Die bekannteste Möglichkeit, mit dieser besonderen Datenstruktur umzugehen, ist die Schät-
zung der Koeffizienten mittels eines Tobit-Modells (Amemiya 1984). Dabei handelt es sich 
um eine Erweiterung des Probit-Modells für zensierte abhängige Variablen. Durch das Tobit-
Modell werden zunächst die linkszensierten Werte und danach alle über dem Grenzwert lie-
genden Werte geschätzt. Die Methode ist jedoch nicht geeignet, wenn die Werte definitions-
gemäß im Bereich zwischen 0 und 1 liegen (Wagner 2001).8   
Deshalb schlagen Papke und Wooldridge (1996: 622) vor, eine Generalized-Linear-Model 
(GLM)9 Schätzung zu verwenden. Die Anteilswerte werden einer Logit-Transformation un-
terzogen. Dadurch ist gewährleistet, dass die vorhergesagten Werte der Anteilsvariable im In-
tervall zwischen 0 und 1 liegen (Greene 2003, 686 f.). Für die abhängige Variable wird eine 
Bernoulli-Verteilung unterstellt und die sich ergebende bivariate Log-Likelihood-Funktion 
durch eine Quasi-Maximum-Likelihood-Schätzung mit robusten Standardfehlern maximiert. 
Papke und Wooldridge (1996: 622) zeigen, dass der so berechnete Quasi-Maximum-
Likelihood-Schätzer ˆ  konsistent und N -asymptotisch normalverteilt ist. Dieses für An-
teilsvariablen vorgeschlagene Schätzverfahren wird in den nachfolgenden multivariaten Ana-
lysen angewandt. Die marginalen Effekte werden wiederum am Mittelwert der Regressoren 
berechnet. 
                                                 
8  Zur Diskussion dieser und weiterer möglicher Modelle zur Schätzung von Anteilswerten siehe Wagner 
(2001), Pfeifer (2007), Papke und Wooldridge (1996), Heckman (1979). 
9  Die Schätzung wird gemäß McCullagh und Nelder (1989) auf Basis eines Generalized-Linear-Model (GLM) 




Eine Anpassung des betrieblichen Personals kann durch unterschiedliche Varianten der inter-
nen und externen Flexibilisierung erfolgen. Auf Basis des IAB-Betriebspanels 2007 wurden 
die externen Anpassungsmöglichkeiten Labour-Turnover, Leiharbeit und befristete Beschäfti-
gung operationalisiert. Die Labour-Turnover-Rate (LTR) setzt sich aus der Einstellungs- so-
wie der Freisetzungsrate von Beschäftigten eines Betriebes jeweils gemessen an der mittleren 
Gesamtbeschäftigung10 zusammen. Zusätzlich wurde diese Variable auf den Wertebereich 
zwischen 0 und 1 transformiert.11 Des Weiteren wurden die Anteile der Leiharbeiter und der 
befristet Beschäftigten jeweils an allen Beschäftigten betrachtet.  
Die interne Flexibilisierung wird über Anpassungen innerhalb bereits bestehender Normalar-
beitsverhältnisse vollzogen. Operationalisiert wurde diese Flexibilität mittels der Nutzungsin-
tensität von Teilzeitarbeit, der Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen, des Anteils von 
Auszubildenden12 und der längerfristigen spezifischen Personalentwicklung. Die Variablen 
zur aktiven, monetären Förderung von Weiterbildungsmaßnahmen sowie zur längerfristigen 
spezifischen Personalentwicklung wurden binär kodiert. Der erste Dummy gibt an, ob Betrie-
be die Weiterbildung unterstützen (1) beziehungsweise nicht unterstützen (0). Die zweite Va-
riable zeigt, ob Betriebe einer längerfristigen spezifischen Personalentwicklung allenfalls eine 
geringe Priorität (0) oder aber eine hohe Priorität (1) zuschreiben. Die Nutzung von Teilzeit-
arbeit sowie der Einsatz von Auszubildenden im Betrieb wurden jeweils in Relation zur Ge-
samtbeschäftigung gesetzt und bilden demnach Anteilsvariablen, die Werte im Intervall von 0 
bis 1 annehmen. 
Unabhängige Variablen 
Als unabhängige Variablen werden in die Modelle einige flexible Beschäftigungsformen auf-
genommen. Dies sind zwei Dummys zur Weiterbildung und längerfristigen spezifischen Per-
sonalentwicklung sowie die Anteilsvariablen zur Nutzungsintensität von Teilzeitbeschäfti-
                                                 
10  Die mittlere Gesamtbeschäftigung im 1. Halbjahr 2007 errechnet sich folgendermaßen: Mittlere Gesamtbe-
schäftigung = 1/2 * (Gesamtbeschäftigung am 30. Juni 2007 - Einstellungen im 1. Halbjahr 2007 + Abgänge 
im 1. Halbjahr 2007 + Gesamtbeschäftigung am 30. Juni 2007). 
11  Die Labour-Turnover-Rate wurde folgendermaßen transformiert: LTRtransf. = LTR/10.  
12  Für die bessere Interpretation des Ausbildungsverhaltens wurden zudem Berechnungen zu dem Anteil über-
nommener Auszubildender an allen Auszubildenden durchgeführt. Die Grundgesamtheit bezieht hier alle 
Ausbildungsbetriebe ein. Dadurch verringerten sich die Fälle für dieses Modell auf 4.531 Betriebe. 
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gung, Leiharbeit, Befristung, freier Mitarbeit, geringfügiger Beschäftigung und von Praktika. 
Anhand dieser Kontrollvariablen soll ermittelt werden, ob sich gewisse Flexibilisierungsmaß-
nahmen gegenseitig ausschließen oder ergänzen. 
Die betriebliche Qualifikationsstruktur wird über die drei Variablen Anteil der Beschäftigten 
für einfache Tätigkeiten, die keine Berufsausbildung erfordern, Anteil der Beschäftigten für 
qualifizierte Tätigkeiten, die eine abgeschlossene Lehre oder eine vergleichbare Berufsausbil-
dung oder eine entsprechende Berufserfahrung erfordern sowie Anteil der Beschäftigten für 
qualifizierte Tätigkeiten, die einen Hochschul- oder Fachhochschulabschluss erfordern, abge-
bildet. Es wird erwartet, dass insbesondere Betriebe mit einem hohen Anteil an berufs- und 
betriebsspezifisch qualifizierten Arbeitnehmern Weiterqualifizierungsmaßnahmen durchfüh-
ren, um einerseits die Fluktuation sowie den damit verbundenen Humankapitalverlust zu ver-
ringern und andererseits die Produktivität der Beschäftigten weiter zu erhöhen (Sesselmeier 
2007). Der Frauen- sowie der Auszubildendenanteil beschreiben die Beschäftigtenstruktur des 
Betriebes. Die Beschäftigungsstabilität wird anhand der Personalabgangsrate und Personalzu-
gangsrate im 1. Halbjahr 2007 gemessen. 
Die Ertragslage des Betriebes im letzten Geschäftsjahr 2006 ist binär kodiert, wobei die Werte 
0 einen guten und 1 einen schlechten Profit anzeigen. Es ist zu erwarten, dass Betriebe bei 
schlechter Ertragslage auf z. T. kostengünstigere Formen der Beschäftigung ausweichen (etwa 
Leiharbeit, Teilzeit, geringfügige Beschäftigung). Bei einer guten Ertragslage werden Spiel-
räume für interne Qualifizierungs- und Anpassungsmaßnahmen erwartet (Aus- und Weiterbil-
dung, längerfristige Personalentwicklung). Der technische Stand der Anlagen bzw. der Be-
triebs- und Geschäftsausstattung ist ordinal skaliert von 0 = völlig veraltet bis 4 = neuester 
Stand und geht als quasi-metrische Variable in das Modell ein. Die technologische Entwick-
lung geht einher mit steigenden Anforderungen an die Arbeitnehmer. Die entsprechenden 
Kenntnisse werden wiederum durch Investitionen in das betriebliche Humankapital vermittelt, 
wobei Kosten entstehen. Folgende Hypothese wird überprüft: Je besser der technische Stand 
der Anlagen ausfällt, umso höher ist die betriebliche Qualifikationsstruktur und umso ausge-
prägter wird die interne Flexibilität sein. Dabei ist anzunehmen, dass die Betriebe ihre spezi-
fisch qualifizierten Arbeitnehmer möglichst lange halten wollen. Eine Arbeitnehmervertre-
tung (Dummy-Variable) wird für eine interne Flexibilisierung eintreten und eine soziale 
Schließung anstreben, um die Insider gegenüber den Outsidern zu schützen. Auch die Tarif-
gebundenheit von Betrieben sollte mit einer internen Beschäftigungsstrategie einhergehen. 
Als Kontrollvariable wird zudem die Geschäftsführungsstruktur (durch Eigentümer oder Ma-
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nagement geführt bzw. Körperschaft des öffentlichen Rechts oder sonstige Rechtsform) als 
Dummy in das Modell aufgenommen. 
Als außerbetriebliche Kontextfaktoren werden Dummy-Variablen für ost- bzw. westdeutsche 
Betriebe sowie für die regionalen Arbeitslosenquoten aufgenommen. Zum Einfluss der Ar-
beitslosenquote gibt es zwei divergierende Hypothesen. Zum einen könnte eine hohe Arbeits-
losenquote die externe Flexibilität begünstigen, da dem Betrieb ein großes Reservoir an Ar-
beitskräften zur Verfügung steht (Köhler et al. 2008: 175). Zum anderen könnte die These 
gelten, dass die „Reservearmee“ eine disziplinierende Wirkung hat und so Schließungsprozes-
se auf Seiten der Arbeitnehmer befördert (Shapiro und Stiglitz 1984; Weber 1976). In diesem 
Fall wäre eine verstärkte interne Anpassungspolitik zu erwarten. 
Betriebsgrößen- und Brancheneffekte werden durch Dummy-Variablen kontrolliert. Die Be-
triebsgröße nach Beschäftigten untergliedert sich in Kleinstbetriebe (mit 1-19 Beschäftigten), 
Klein- und kleine Mittelstandsbetriebe (20-199), Mittelstandsbetriebe (200-499) und größere 
Betriebe (>500). Folgende Branchen werden in den Schätzgleichungen ausgewiesen: Bau, 
Metall- und Elektroindustrie, sonstiges verarbeitendes Gewerbe, Handel, Kredit- und Versi-
cherungsgewerbe, Krankenhäuser, andere Gesundheitsdienstleistungen, sonstige Dienstleis-
tungen, Land-, Forstwirtschaft u. Bergbau. Die Variablen für die Betriebsgröße und die Bran-
chenzugehörigkeit werden u. a. deshalb benötigt, um Verzerrungen zu vermeiden, die auf-
grund der disproportionalen Stichprobenziehung des IAB-Betriebspanels auftreten können 
(Winship und Radbill 1994). 
Da der Erklärungsgehalt der Kovariaten auf die jeweilige abhängige Variable überprüft wer-
den soll, werden die unabhängigen Variablen in vier Stufen sukzessive zu einem Gesamtmo-
dell aufgefüllt. Das kleinste Modell enthält betriebliche und außerbetriebliche Faktoren. In das 
zweite Modell gehen zusätzlich Informationen zur Interessenvertretung und Beschäftigten-
struktur ein. Das dritte Modell erweitert die Angaben zur Beschäftigtenstruktur und im vierten 
vollständigen Modell werden die betrieblichen Flexibilisierungsformen aufgenommen. Dem-
nach werden für jede abhängige Variable vier Modelle aufgeschichtet. 
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4 Empirische Befunde zur externen und internen 
Flexibilität 
Im Folgenden werden die Ergebnisse der ungewichteten multivariaten Analysen13 zur betrieb-
lichen Flexibilität vorgestellt. Zunächst werden die Determinanten der externen, hiernach die 
der internen Anpassungsmaßnahmen besprochen. 
Labour-Turnover 
Die Anpassung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung gilt als klassische Form der 
betrieblichen Flexibilität. Die erklärenden Faktoren sind in Tabelle 2 dargestellt. Modell 4 
gibt einen Hinweis darauf, dass in Körperschaften des öffentlichen Rechts ein geringerer Ar-
beitskräfteaustausch vorherrscht als in der freien Wirtschaft. Hinsichtlich der Betriebsgröße 
lassen sich folgende Aussagen treffen: Im Gegensatz zu Kleinstbetrieben findet in Mit-
telstandsbetrieben ein größerer Beschäftigtenaustausch statt. Die Betriebsgrößenkoeffizienten 
verändern sich im Modell 2 im Vergleich zu Modell 1 aufgrund des Betriebsratsdummys. Ar-
beitnehmervertretungen stabilisieren demnach vor allem in größeren Betrieben das Personal 
(Grotheer et al. 2004). Dieses Ergebnis kann zum einen betriebsseitig durch weniger Entlas-
sungen begründet sein, da im Kündigungsschutzgesetz ein Informationsanspruch und das An-
hörungsrecht der Arbeitnehmervertretung bei arbeitgeberseitigen Kündigungen festgeschrie-
ben sind. Zusätzlich könnte die Arbeitnehmervertretung gemäß dem Exit-Voice-Ansatz von 
Hirschman (1970) innerbetrieblichen Widerstand organisieren. Der Arbeitgeber versucht also, 
höhere Transaktionskosten zu vermeiden. Damit einhergehend kann die geringere Labour-
                                                 
13  Die deskriptiven Statistiken der Welle 2007 des IAB-Betriebspanels mit den in Kapitel 3.3 genannten abhän-
gigen und unabhängigen Variablen sind im Anhang in Tabelle 10 zu finden. Dort sind die jeweiligen Mittel- 
bzw. Anteilswerte sowie die Standardabweichungen der ungewichteten wie auch der hochgerechneten Daten 
abgetragen. Weitere Informationen zur Querschnittshochrechnung finden sich im Methodenreport (Fischer et 
al. 2008: 19 f.). Aufgrund der Complete-Case-Methode stehen 13.173 ungewichtete Betriebsfälle zur Verfü-
gung, die auf 1.586.251 Betriebe hochgerechnet werden. Es zeigt sich, dass im ungewichteten Datensatz des 
IAB-Betriebspanels 2007 die größeren Betriebe überrepräsentiert sind. Dieser Sachverhalt spiegelt sich auch 
in den Dummys zur Geschäftsführung wieder, da Eigentümer geführte Betriebe unterrepräsentiert sind. Unter 
allen Branchen haben die Krankenhäuser erwartungsgemäß den kleinsten Anteil, der jedoch deutlich nach 
oben verzerrt ist. Die betriebliche Qualifikationsstruktur ist von Arbeitskräften für qualifizierte Tätigkeiten, 
die ein abgeschlossene Lehre oder eine vergleichbare Berufsausbildung oder eine entsprechende Berufserfah-
rung haben, geprägt. Bei den atypischen Beschäftigungsformen hat die Teilzeitarbeit die größte Bedeutung, 
gefolgt von der geringfügigen Beschäftigung. Am seltensten wird in den Betrieben die Leiharbeit genutzt. 
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Turnover-Rate arbeitnehmerseitig bedingt sein, da ein Betriebsrat die soziale Schließung der 
Beschäftigten verstärkt. Zudem wird der Koeffizient von Manager geführten Betrieben signi-
fikant, sobald die Betriebsratsvariable in das Modell 2 aufgenommen wird. Die Arbeitneh-
mervertretung hat demnach insbesondere in managementgeführten Betrieben eine disziplinie-
rende Wirkung. Der sinkende Betriebsratseffekt in Modell 4 verdeutlicht aber auch, dass die 
Arbeitnehmervertretung nicht generell flexible Beschäftigungsformen verhindern kann bzw. 
partiell zulässt. Betriebsräte versuchen insbesondere die Interessen (Beschäftigungsstabilität 
etc.) der Stammbelegschaft zu wahren. So müssen sie nicht selten den Aufbau einer variablen 
Randbelegschaft als „Schutzpuffer“ befürworten (Mendius und Sengenberger 1976; Dombois 
et al. 1982). Im Ergebnis wird damit die Fortsetzung oder Etablierung von Stamm- und Rand-
belegschaften befördert.14 
Der zunächst im Modell 1 noch signifikante Effekt des Betriebsstandortes in West- bzw. Ost-
deutschland verschwindet mit der Berücksichtigung der Arbeitslosenquote. Damit kann die 
Annahme von Hohendanner und Bellmann (2006), dass ostdeutsche Betriebe stärker als west-
deutsche wirtschaftlichen Schwankungen ausgesetzt sind, bestätigt werden. Während die 
schlechtere wirtschaftliche Situation in Ostdeutschland bei Hohendanner und Bellmann 
(2006) durch den Ost-West-Dummy gemessen wird, spiegelt sich diese Problematik in der 
vorliegenden Analyse im Koeffizienten der regionalen Arbeitslosenquote wider. Unter den 
Branchen erweisen sich die Metall- und Elektroindustrie sowie das sonstige verarbeitende 
Gewerbe als Sektoren mit höheren Anteilen stabiler Beschäftigung. Anders als in Dienstleis-
tungsbereichen kommen hier anteilig noch häufiger betriebs- und tätigkeitsspezifische Quali-
fikationen zum Einsatz. Zudem sind hier saisonale Schwankungen geringer als etwa in der 
Gastronomie, im Einzelhandel und im Bau. 
                                                 
14  Evidenz für diese These finden wir auch in den im Folgenden vorgestellten Einzelergebnissen zu Vertrags-
formen. 
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 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 







































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Tarifvertrag (1=ja)  




















Längerfristige spez. Personalentwicklung (1=hohe Priorität) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter 
Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 


























Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -619.212  -614.588  -610.337  -598.635  
log pseudolikelihood (constant only model) -626.907  -626.907  -626.907  -626.907  
Wald-Test (χ2) 410.750 *** 723.990 *** 968.630 *** 1923.790 *** 
Pseudo-R² 0.012  0.020  0.026  0.045  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
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Wie erwartet, sinkt mit dem Anteil höher qualifizierter Arbeitnehmer die Fluktuationsrate, da 
Betriebe insbesondere in deren Weiterbildung investieren und offenbar bestrebt sind, diese 
Arbeitskräfte längerfristig im Betrieb zu halten. In Anlehnung an Überlegungen im Rahmen 
der Humankapitalansätze würden sich über die Zeit hinweg die Investitionskosten amortisie-
ren (Neubäumer 2006; Struck 2006). Die Veränderung der Koeffizienten für qualifizierte und 
hoch qualifizierte Tätigkeiten in Modell 4 zeigt, dass insbesondere Betriebe mit größeren An-
teilen einfach qualifizierter Arbeitskräfte höhere Austauschraten aufweisen. Der Befund ent-
spricht ebenfalls den segmentations- und transaktionskostentheoretischen Ansätzen, wonach 
diese Beschäftigtengruppen im so genannten „Jederpersonen-Arbeitsmarkt“ angesiedelt sind 
(Lutz und Sengenberger 1974; Struck 2006; Williamson et al. 1975). 
Wider Erwarten besteht kein eigenständiger Effekt der Weiterbildungsaktivität. Weiterbildung 
kann sowohl Belegschaften stabilisieren, sie eröffnet aber auch Chancen für Mobilität. Auch 
eine langfristige spezifische Personalentwicklung hat keinen Effekt auf den Labour-Turnover. 
Die Personalentwicklung bezieht offenbar Stabilitäts- und Flexibilitätserfordernisse langfris-
tig mit ein. 
Bestätigt wird die These von der Stamm- und Randbelegschaft. Zum einen steigt nach der 
Aufnahme der Flexibilitäts- und Beschäftigungsformen in das Modell das Pseudo-R² sehr 
deutlich und zum anderen haben die Vertragsformen, die den Rand des Beschäftigungssys-
tems ausmachen (Teilzeitarbeit, freie Mitarbeit, Praktikum), einen stabilisierenden Charakter 
(Wanger 2006). Die Befristung von Beschäftigten scheint hier hingegen eher der Flexibilisie-
rung zu dienen. Wir werden aber im Weiteren noch sehen, dass dies nur für einen Teil der be-
fristet Beschäftigten gilt. 
Befristete Beschäftigung 
Die Ergebnisse zur befristeten Beschäftigung in Tabelle 3 ergeben folgendes Bild: Eine gute 
Ertragslage führt dazu, dass Betriebe weniger befristen. Gleichzeitig steigt jedoch mit den 
Personalzugängen der Befristungsanteil. Das lässt den Schluss zu, dass Betriebe ihr Personal  
– auch in einem guten Geschäftsjahr wie dem von 2007 –  häufig zunächst vor allem befristet 
einstellen, aber gleichzeitig befristete Arbeitnehmer, die schon länger im Betrieb sind, entfris-
ten. Dies stützt die These von der Screening-Funktion der befristeten Beschäftigung (Bell-
mann et al. 2009; Giesecke und Groß 2007; Linne und Vogel 2003). Befristet wird vor allem 
in größeren Betrieben, die Management geführt sind. Was die Wirkung der Betriebsgröße an-
geht, ist zu bedenken, dass Kleinstbetriebe aufgrund spezieller Regelungen (eingeschränkte 
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Geltung des Kündigungsschutzes) Befristungen zum Zweck der Flexibilisierung nicht unbe-
dingt nutzen müssen. In den Großbetrieben zeigt sich zudem ein negativer Betriebsratseffekt 
(im Vergleich von Modell 1 und 2) auf die Befristungsquote. Dieser Zusammenhang ergibt 
sich insbesondere in Ostdeutschland. 
Auch die Körperschaften des öffentlichen Rechts greifen verstärkt auf Befristungen zurück. 
Hier wird vermutet, dass sie dadurch ihr ansonsten eher starres Personalgefüge flexibilisieren 
(Bellmann et al. 2009: 585ff.). Befristungen werden generell häufiger in Ostdeutschland vor-
genommen. Da die Arbeitslosenquote als Indikator für die regionale wirtschaftliche Situation 
dient, kann angenommen werden, dass es in wirtschaftlich schwachen Regionen aufgrund der 
unsicheren Lage den Unternehmen leichter fällt, zunächst mehr Beschäftigte befristet einzu-
stellen. Die Variablen zur Qualifikationsstruktur machen deutlich, dass vor allem in Betrieben 
mit einem hohen Anteil einfach qualifizierter Arbeitskräfte, aber auch Auszubildender zu-
nächst befristet wird (Giesecke und Groß 2007). Tarifgebundene Betriebe nutzen Befristun-
gen seltener. Wie schon beim Labour-Turnover haben Weiterbildung und eine langfristig ori-
entierte Personalentwicklung keinen Effekt auf den Befristungsanteil. Darüber hinaus zeigt 
sich, dass kein systematischer Zusammenhang zwischen den flexiblen Beschäftigungsformen 
und befristeten Arbeitsverträgen besteht. 
Befristete Beschäftigung nimmt im Kanon der externen Flexibilisierung eine gewisse Sonder-
rolle ein. Wie anhand des vorherigen Abschnitts zum Labour-Turnover verdeutlicht wurde, 
erhöht der Einsatz befristeter Beschäftigung den Beschäftigungsumschlag in den Unterneh-
men. Dies ist allerdings vor allem auf Zugänge ins Unternehmen zurückzuführen. Befristete 
Beschäftigung dient somit vor allem als Instrument zur kontrollierten Erhöhung des flexiblen 
Reaktionsvermögens der Unternehmen vor allem bei Einstiegen über den externen Arbeits-
markt. Insbesondere dann, wenn Unternehmen ausbilden und auf Beschäftigte mit höheren 
Qualifikationen zurückgreifen, werden Befristungen als verlängerte Probezeit genutzt. Höhere 
Anforderungen bei der Personalauswahl für höhere Qualifikationen und stabile Beschäfti-
gungsbeziehungen könnten im öffentlichen Dienst die vergleichsweise höheren Anteile befris-
teter Beschäftigung erklären. 
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Anteil befristet Beschäftigter 
 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 







































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 
Tarifvertrag (1=ja)  




























Längerfristige spez. Personalentwicklung (1= hohe Priorität) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter 
Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 






















Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -2327.200  -2298.120  -2170.126  -2164.641  
log pseudolikelihood (constant only model) -2481.431  -2481.431  -2481.431  -2481.431  
Wald-Test (χ2) 1067.160 *** 1164.800 *** 1564.280 *** 1616.560 *** 
Pseudo-R² 0.062  0.074  0.125  0.128  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  




In den letzten Jahren ist die Bedeutung von Leiharbeit als personalpolitisches Anpassungsin-
strument auf wirtschaftlich volatilen Märkten in starkem Maße gewachsen. In Tabelle 4 wird 
deutlich, dass Auftragsschwankungen durch Leiharbeit aufgefangen werden, eine schlechte 
Ertragslage wirkt negativ auf den Leiharbeiteranteil. Dabei greifen Management geführte Un-
ternehmen eher auf dieses Instrument zurück, während es hingegen in Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts seltener eingesetzt wird. Der Einsatz von Leiharbeit ist eine Strategie, die in 
der Metall- und Elektroindustrie etwas häufiger eingesetzt wird als in anderen Branchen. Da-
bei dominieren Betriebe mittlerer Größe (Bellmann et al. 2009). 
Der Blick auf den Einsatz von Leiharbeit unterstützt die Stamm-Rand-Beschäftigungsthese. 
Der Betriebsrat hat dabei keinen Effekt auf die Leiharbeit, d.h. es gelingt ihm häufig nicht, 
den Einsatz von Leiharbeitnehmern zu verhindern. Ein weiteres Indiz dafür ist die Wirkung 
der längerfristigen spezifischen Personalentwicklung. Während der Personalentwicklung der 
Stammbelegschaft eine hohe Priorität eingeräumt wird, wird gleichzeitig der Aufbau einer 
Randbelegschaft forciert, die flexibel bleibt und die keine Humankapital- bzw. Personalent-
wicklungskosten verursacht. Es zeigt sich weiterhin ein Qualifikationseffekt, da ein positiver 
Zusammenhang zwischen dem Anteil einfach qualifizierter Arbeitnehmer und dem Anteil von 
Leiharbeitern im Betrieb besteht. Auch dieser Befund stützt die These von der Stamm- und 
Randbelegschaft. 
Hinsichtlich des betrieblichen Einsatzes der verschiedenen Anpassungsmöglichkeiten wird 
deutlich: Je mehr Teilzeitarbeit und geringfügige Beschäftigung in einem Betrieb genutzt 
wird, umso geringer ist der Anteil der Leiharbeiter. Dies spricht dafür, dass insbesondere die 
(geringfügige) Teilzeitbeschäftigung vor allem in den Branchen Handel, Krankenhäuser und 
sonstige Dienstleistungen  – und dementsprechend in Branchen mit hohen Frauenanteilen –  
ein funktionales Äquivalent zur Leiharbeit darstellt. 
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 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 







































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 
Tarifvertrag (1=ja)  




























Längerfristige spez. Personalentwicklung (1=hohe Priorität) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter 
Anteil freier Mitarbeiter 
Befristungsanteil 






















Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -708.040  -698.857  -688.982  -676.106  
log pseudolikelihood (constant only model) -815.212  -815.212  -815.212  -815.212  
Wald-Test (χ2) 1067.540 *** 1157.920 *** 1304.640 *** 1416.360 *** 
Pseudo-R² 0.131  0.143  0.155  0.171  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  




Ein wichtiges Instrument zur internen Anpassung der Belegschaft ist die Teilzeitbeschäfti-
gung. Aus Tabelle 5 ergeben sich folgende Erkenntnisse: Je neuer der technische Stand der 
Anlagen ist, desto geringer ist der Anteil von Teilzeitarbeitskräften im Betrieb. Es besteht ein 
Zusammenhang zwischen der Güte der Geschäftsausstattung und dem Anforderungsniveau an 
berufs- und betriebsspezifischen Qualifikationen. Dementsprechend haben die betrieblichen 
Entscheider ein Interesse daran, gut ausgebildete Arbeitnehmer in Vollzeit zu beschäftigen, 
um deren Verfügbarkeit sicherzustellen. Diese Aussage wird durch die Koeffizienten der 
Qualifikationsvariablen gestützt. Körperschaften des öffentlichen Rechts greifen häufiger auf 
die Teilzeitarbeit zurück. Das ist zum einen ähnlich wie bei der befristeten Beschäftigung da-
durch zu erklären, dass öffentliche Einrichtungen mit der Teilzeitarbeit ihr ansonsten starres 
Personalgefüge flexibilisieren können. Zum anderen haben insbesondere öffentliche Einrich-
tungen die Vorgabe, eine bestimmte Frauenquote einzuhalten. Da Frauen aber in höherem 
Maße an Teilzeitanstellungen interessiert sind als Männer, müssen die Arbeitgeber diese Be-
schäftigungsform bereitstellen. In Westdeutschland liegt der Anteil der Teilzeitbeschäftigten 
höher als im Osten, wobei der Staatsgebietseffekt stark mit der höheren Tarifgebundenheit der 
westdeutschen Betriebe zusammenhängt. Differenzen in der Nutzung von Teilzeitarbeit exis-
tieren zudem zwischen den Branchen. Insbesondere Krankenhäuser, andere Gesundheits-
dienstleister und der Handel nutzen Teilzeitarbeit in stärkerem Maße als das verarbeitende 
Gewerbe und der Bausektor. In den Gesundheits- und Dienstleistungsbranchen, in denen ver-
gleichsweise höhere Frauenanteile beschäftigt sind, kommt ein „Familieneffekt“ zum Tragen. 
Das Ergebnis bestehender Geschlechterarrangements in Partnerschaften ist eine häufigere 
Teilzeitbeschäftigung von Frauen. 
Die Effekte der Flexibilisierungsformen geben ein einheitliches Bild ab. Während die Koeffi-
zienten des Labour-Turnover keinen Einfluss auf Anteile von Teilzeitarbeit haben, zeigen die 
Koeffizienten anderer Flexibilitätsarten, wie Leiharbeit, freie Mitarbeit, Praktikanten einen 
negativen Einfluss an. Daraus ist zu schließen, dass es sich bei der sozialversicherungspflich-
tigen Teilzeitbeschäftigung (anders als die geringfügige Teilzeitbeschäftigung) weder um ein 
Phänomen von Randbelegschaften noch um ein klassisches Flexibilisierungsinstrument han-
delt. Vielmehr ist sie im Sinne von Bosch (2003) als ein normales Beschäftigungsverhältnis 
zu verstehen. Es wird von den Beschäftigten, darunter vorrangig Frauen, zumeist aus Gründen 
gewählt, die außerhalb der Beschäftigung liegen, wobei Karriereeinbußen in Kauf genommen 
werden (müssen). 
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 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 







































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 
Tarifvertrag (1=ja)  




























Längerfristige spez. Personalentwicklung (1=hohe Priorität) 
Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 






















Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -4972.244  -4633.765  -4521.692  -4287.404  
log pseudolikelihood (constant only model) -5418.511  -5418.511  -5418.511  -5418.511  
Wald-Test (χ2) 3178.700 *** 5690.380 *** 6530.100 *** 8972.450 *** 
Pseudo-R² 0.082  0.145  0.166  0.209  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  




Die interne Flexibilität und die qualifikatorische Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter kann ins-
besondere durch Weiterbildungsmaßnahmen erhöht werden. Diese sind dann aus betrieblicher 
Sicht mit Teilnahme- und Produktionsausfallkosten verbunden. In Tabelle 6 sind die Deter-
minanten dargestellt, die die Weiterbildungsneigung der Betriebe beeinflussen. Ein plausibler 
Effekt geht mit der Ertragslage des Vorjahres einher. Geringe Profite wirken sich negativ auf 
die betriebliche Unterstützung von Weiterbildungsmaßnahmen aus, weil in wirtschaftlich 
schwachen Zeiten arbeitsorganisatorische und technologische Neuanpassungen zumeist un-
terbleiben. Hingegen werden Arbeitnehmer umso wahrscheinlicher weiterqualifiziert, je höher 
der technische Stand der Anlagen ist. Dieses Phänomen lässt sich auf das „technical-based-
knowledge“ zurückführen, da in modernen Betrieben mehr höher qualifizierte Arbeitnehmer 
beschäftigt sind. Für diese Arbeitskräfte werden spezifische Weiterqualifizierungsmaßnahmen 
durchgeführt, um deren Produktivität zu steigern und um die Attraktivität des Betriebes für 
die Beschäftigten zu erhöhen. Ein Nebeneffekt der Steigerung der Leistungsfähigkeit ist wie-
derum, dass auch die Leistungsbereitschaft erhöht und die Fluktuationsrate gesenkt wird. 
Hierdurch wird ein Humankapitalverlust minimiert (Sesselmeier 2007; Abraham 2004; Rürup 
und Sesselmeier 1999). Weiterbildung findet häufiger in größeren Betrieben statt, die sich 
durch geschlossene Beschäftigungssysteme mit internen Arbeitsmärkten charakterisieren las-
sen (Köhler et al. 2008; Hardes 1989). Im Gegensatz zu Betrieben in der Metall- und Elektro-
industrie, der Gesundheitsdienstleistungsbranche sowie in Krankenhäusern wird im sonstigen 
verarbeitenden Gewerbe, der Baubranche und dem Handel seltener fortgebildet. Insbesondere 
in der Dienstleistungsbranche werden eher allgemein verwertbare Qualifikationen benötigt, 
die nur in geringem Maße über formelle und finanziell vom Betrieb getragene Weiterqualifi-
zierungsmaßnahmen verfügbar gemacht werden. Die wissensintensive Gesundheitsbranche 
hingegen ist auf ständige Weiterqualifizierung bedacht und z. T. gesetzlich verpflichtet. Wie 
erwartet, wirkt der Betriebsrat, der die Interessen der Belegschaft vertritt, positiv auf die Wei-
terbildungswahrscheinlichkeit. 
Die innerbetriebliche Flexibilität wird offensichtlich durch die Kombination mehrerer Strate-
gien erhöht. So steigt die Weiterbildungswahrscheinlichkeit mit dem Anteil von Auszubil-
denden und Praktikanten an der Gesamtbeschäftigung sowie, wenn der längerfristigen spezifi-
schen Personalentwicklung eine hohe Priorität eingeräumt wird. Je mehr ein Betrieb über 
Teilzeitarbeit, Befristung und geringfügige Beschäftigung extern flexibilisiert, desto weniger 
wahrscheinlich finden Weiterqualifizierungen statt. 
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 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 






































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 
Tarifvertrag (1=ja)  



























Längerfristige spez. Personalentwicklung (1=hohe Priorität) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter 
Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 






















Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -6473.103  -6395.273  -6186.694  -6012.782  
log pseudolikelihood (constant only model) -8284.395  -8284.395  -8284.395  -8284.395  
Wald-Test (χ2) 2362.460 *** 2373.750 *** 2476.410 *** 2628.900 *** 
Pseudo-R² 0.219  0.228  0.253  0.274  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
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Auszubildende 
Die berufliche Ausbildungstätigkeit ist ein klassisches Instrument, um die benötigte Qualifi-
kation der Beschäftigten sicherzustellen. Die Determinanten dafür, dass der Anteil von Aus-
zubildenden an allen Beschäftigten sinkt oder steigt, zeigt Tabelle 7. Einige Interpretationen 
gehen noch einen Schritt weiter und verdeutlichen anhand von Tabelle 8 den Zusammenhang 
mit dem Anteil der übernommenen Auszubildenden. 
Eine höhere Ausbildungsrate ist in Betrieben beobachtbar, die Eigentümer geführt sind. Be-
triebsräte hingegen haben einen negativen Einfluss auf die Ausbildungsquote. Dies könnte 
darauf zurückzuführen sein, dass Betriebsräte verbindliche Übernahmevereinbarungen anstre-
ben und Betriebe infolgedessen näher am Eigenbedarf ausbilden (Niederalt 2005). Des Weite-
ren bilden größere Betriebe und Betriebe mit vielen berufsfachlich qualifizierten Arbeitneh-
mern anteilig häufiger aus und übernehmen auch mehr Auszubildende. Das bestätigt die The-
se, dass sich Betriebe über die duale Ausbildung berufs-, aber auch betriebsspezifisches Hu-
mankapital verfügbar machen, das nicht bzw. nicht im benötigten Umfang auf dem externen 
Markt zur Verfügung steht. Diese Betriebe reproduzieren das von ihnen benötigte Humanka-
pital selbst und decken dadurch ihren eigenen Fachkräftebedarf (Niederalt 2005).  
Insbesondere in der Metall- und Elektroindustrie sowie dem Kredit- und Versicherungsge-
werbe werden Auszubildende übernommen (Tabelle 8). Dieser Befund unterstützt humanka-
pital- und transaktionskostentheoretische Überlegungen, da vor allem in der Metall- und E-
lektroindustrie in höherem Ausmaß berufs- und betriebsspezifische Qualifikationen erforder-
lich sind, die durch eigene Ausbildungsaktivitäten reproduziert werden. Wie bei Neubäumer 
und Bellmann (1999) sowie Beckmann (2002) besteht in den vorliegenden Analysen kein Zu-
sammenhang zwischen dem Anteil hoch qualifizierter Beschäftigter und dem Anteil an Aus-
zubildenden. 
Wird der Blick auf das Verhältnis zwischen den Flexibilitätsformen gerichtet, dann wird deut-
lich, dass die internen Flexibilisierungsmaßnahmen ineinander greifen. Die Ausbildungsinten-
sität steigt in weiterbildungsaktiven Betrieben sowie in Betrieben, die eine längerfristige spe-
zifische Personalentwicklung betreiben. Ein substitutives Verhältnis besteht zu der Personal-
fluktuation, zum Einsatz von Teilzeitbeschäftigung, zur freien Mitarbeit sowie zur Leiharbeit. 
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Anteil der Auszubildenden an der Gesamtbeschäftigung 
 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 







































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 
Tarifvertrag (1=ja)  
























Längerfristige spez. Personalentwicklung (1=hohe Priorität) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter 
Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 
























Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -1896.798  -1894.699  -1871.492  -1843.655  
log pseudolikelihood (constant only model) -1909.978  -1909.978  -1909.978  -1909.978  
Wald-Test (χ2) 197.340 *** 234.410 *** 457.350 *** 911.760 *** 
Pseudo-R² 0.007  0.008  0.020  0.035  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
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Anteil der übernommener Auszubildenden an der Gesamtbeschäfti-
gung 
 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 







































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 
Tarifvertrag (1=ja)  
























Längerfristige spez. Personalentwicklung (1=hohe Priorität) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter 
Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 
























Anzahl der Betriebe (N) 4531  4531  4531  4531  
log pseudolikelihood (full model) -2472.93  -2468.459  -2426.237  -2409.203  
log pseudolikelihood (constant only model) -2665.862  -2665.862  -2665.862  -2665.862  
Wald-Test (χ2) 498.690 *** 512.020 *** 576.830 *** 617.960 *** 
Pseudo-R² 0.072  0.074  0.090  0.096  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
 37
Längerfristige spezifische Personalentwicklung 
Die längerfristige spezifische Personalentwicklung stellt eine weitere Variante dar, um die in-
terne Anpassungsfähigkeit zu erhöhen. Gemäß Tabelle 9 besteht ein Zusammenhang zwi-
schen dem technischen Stand der Anlagen und der Personalentwicklung. Spezifisch und hoch 
qualifizierte Arbeitnehmer werden von den Betrieben gezielt gefördert. Das ist nötig, da deren 
Verfügbarkeit auf dem externen Markt begrenzt ist. Dies geschieht vor allem in ertragsstarken 
Zeiten der mittleren und größeren Betriebe. Innovationen basieren auf längerfristigen Perso-
nalstrategien. Diese Verbindung ist in Betrieben mit mindestens mittlerer Größe leichter zu 
erreichen als in Klein(st)betrieben. Zudem gilt, dass vor allem in mittleren und größeren Be-
trieben ein innovatives Personal benötigt wird, da sie in stärkerer nationaler und internationa-
ler Konkurrenz stehen (Becker 2008). In Betrieben mit einer Arbeitnehmervertretung kann 
diese Art der intern-strategischen Personalanpassungsversuche häufiger beobachtet werden. 
Das deckt sich mit den Erkenntnissen von Oechsler (2006) und der Einschätzung, dass Perso-
nalentwicklungsmaßnahmen zunehmend in Betriebsvereinbarungen festgelegt werden. Wäh-
rend das Kredit- und Versicherungsgewerbe eine längerfristige spezifische Personalentwick-
lung betreibt, ist diese Strategie in Krankenhäusern seltener vorzufinden. 
Die internen Flexibilisierungsstrategien „betriebliche Ausbildung“ und „Weiterbildung“ erhö-
hen wiederum die Wahrscheinlichkeit der Personalentwicklung, während die externen Anpas-
sungsmaßnahmen „Ausstellungen“ und „Teilzeitbeschäftigung“ gegenteilig wirken (Hohen-
danner und Bellmann 2007). Es existiert ein substitutives Verhältnis von interner und externer 
Flexibilität. Die Feststellung, dass die längerfristige spezifische Personalentwicklung umso 
eher betrieben wird, je höher der Anteil von Leiharbeitern ist, ist mit der Stamm-Rand-
Belegschaftsthese vereinbar. Während die Kernbelegschaft durch innerbetriebliche Maßnah-
men stabilisiert wird, wird gleichzeitig die numerische Flexibilität durch die Randbelegschaft 
sichergestellt. 
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 Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 






































































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 
Tarifvertrag (1=ja)  





























Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 






















Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -7418.193  -7399.945  -7338.497  -7161.878  
log pseudolikelihood (constant only model) -8341.168  -8341.168  -8341.168  -8341.168  
Wald-Test (χ2) 1606.460 *** 1639.620 *** 1726.520 *** 1878.260 *** 
Pseudo-R² 0.111  0.113  0.120  0.141  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
 39
5 Zusammenfassung 
Der Ausgangspunkt dieses Beitrages ist die Diskussion um die Auswirkungen gestiegener 
Flexibilitätsanforderungen an Unternehmen und Beschäftigungssysteme. Unternehmen kön-
nen ihre Anpassungsfähigkeit mit Hilfe verschiedener personalpolitischer Anpassungsformen 
erhöhen, wobei zwischen internen und externen betriebliche Flexibilisierungsstrategien unter-
schieden werden kann (Atkinson 1984; Keller und Seifert 2007; Hohendanner und Bellmann 
2006). Hinsichtlich des Einsatzes der Anpassungsformen sind Probleme der Marktdiskontinu-
ität sowie der Verfügbarkeit leistungsfähigen und leistungsbereiten Personals zu berücksichti-
gen (Nienhüser 2004; 2007; Struck 2006). 
Der vorliegende Beitrag versuchte die Fragen zu beantworten, welche Flexibilisierungsmuster 
beobachtbar sind und welche betriebsstrukturellen wie auch überbetrieblichen Faktoren die 
Art und Intensität der Flexibilität von Betrieben beeinflussen. Dabei richtet sich der Fokus auf 
die Frage nach der funktionalen Äquivalenz der internen und externen Maßnahmen. Zudem 
wurde die These von der Stamm- und Randbelegschaft untersucht. 
Ein zentrales Ergebnis ist, dass Flexibilisierungsformen offensichtlich nicht in einem funktio-
nal äquivalenten Verhältnis zueinander stehen. Vielmehr ist der Einsatz der jeweiligen Anpas-
sungsformen von der jeweils eingesetzten Produktionstechnik und der Arbeitsorganisation der 
Betriebe bzw. Abteilungen abhängig. Hieran richtet sich aus, ob und inwieweit die Beschäfti-
gung eher durch Qualifikation und Eigenverantwortung oder durch einfache Qualifikationen 
und gut kontrollierbare Routinen gekennzeichnet ist. 
Setzen Betriebe auf eine qualifizierte und verantwortungsvolle Arbeit, dann werden die quali-
fizierten Arbeitskräfte langfristig gefördert. In diesen Fällen ist auch der Labour-Turnover ge-
ringer. Die internen Anpassungsinstrumente, wie Berufsausbildung, Weiterbildung sowie eine 
langfristige spezifische Personalentwicklung werden dabei komplementär genutzt. Betriebe 
tätigen Humankapitalinvestitionen in diese Arbeitskräfte, um einer arbeitnehmerseitigen Fluk-
tuation entgegenzuwirken und um die Produktivität weiter zu steigern (Sesselmeier 2007; Rü-
rup und Sesselmeier 1999). Dieses Vorgehen zeigt sich insbesondere im Kredit- und Versi-
cherungsgewerbe, die beispielsweise ihre Auszubildenden, die häufig ein Abitur gemacht ha-
ben und vielfach einen Hochschulabschluss planen, frühzeitig an sich binden möchten. Es 
zeigt sich aber auch in der Metall- und Elektroindustrie, die durch vergleichsweise höhere An-
teile betriebsspezifischer Qualifikationen gekennzeichnet sind. In beiden Fällen bestehen Ver-
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fügbarkeitsprobleme den besonderen Bedarf an Qualifikationen auf externen Märkten rekru-
tieren zu können. 
Betriebe, die ihre Arbeitsorganisation vorrangig auf einfacher, kontrollierbarer Routinearbeit 
aufbauen, greifen vorrangig auf gering qualifizierte Arbeitskräfte zurück, die vom so genann-
ten „Jederpersonen-Arbeitsmarkt“ rekrutiert werden können (Lutz und Sengenberger 1974; 
Köhler und Krause 2010). Im Gegensatz zu internen werden externe Flexibilisierungsformen 
nicht komplementär genutzt. Sie unterscheiden sich hinsichtlich der Arbeitsorganisation in 
den unterschiedlichen Branchen. 
Im produktiven Sektor (Metall- und Elektroindustrie, sonstiges verarbeitendes Gewerbe, Bau) 
wird für eher einfache und standardisierte Tätigkeiten auf Leiharbeitnehmer zurückgegriffen 
(Bellmann et al. 2009). Die Arbeitsorganisation folgt einem klaren zeitlichen Rhythmus und 
ist auf männliche Vollzeitbeschäftigung ausgerichtet. Sie dient als Flexibilitätspotential für 
Schwankungen am Absatzmarkt. Zugleich ist sie ein „Signal“ für Stammbelegschaften, auf 
das diese nicht selten durch Produktivitätssteigerung und Lohnzurückhaltung reagieren.  
Die Gesundheits- und Dienstleistungsbranchen greifen bei eher einfachen Tätigkeiten auf 
Teilzeitarbeit und geringfügige Beschäftigung zurück. Hier ist der zeitliche Einsatz häufig va-
riabler organisiert bzw. der Einsatz etwa im Verkauf oder in der Pflege enger „getaktet“. 
Zugleich kommt in diesen Branchen ein „Fraueneffekt“ auf Basis partnerschaftlicher Ge-
schlechterarrangements zum Tragen (Wanger 2006). 
Betrachten wir das Verhältnis zwischen den untersuchten internen und externen Personalan-
passungsmaßnahmen, dann deutet sich ein komplementäres Verhältnis an. Dieses findet sei-
nen Niederschlag in der Ausdifferenzierung von Stamm- und Randbelegschaften. Hierbei be-
steht ein Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße, der Arbeitsorganisation und der Quali-
fikationsstruktur. Mittlere und größere Betriebe weisen zumeist einen höheren Grad an Aus-
differenzierung auf. Dieser erlaubt es ihnen, Tätigkeiten, die durch ein höheres Maß an be-
rufsfachlichen Kenntnissen sowie durch soziale und kulturelle Kompetenzen gekennzeichnet 
sind, von Tätigkeiten zu trennen, die einfachere, standardisierte und leicht zu kontrollierende 
Aufgabenzuschnitte aufweisen. 
Einfach qualifizierte Arbeitskräfte und/oder Arbeitskräfte mit Aufgaben, die leicht zu kontrol-
lieren sind, unterliegen dann zum Teil konjunkturabhängig einer höheren Fluktuation und sind 
dementsprechend häufig in deutlich kürzeren Beschäftigungsbeziehungen tätig. Darüber hin-
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aus sind sie in stärkerem Maße in Leiharbeitsverhältnissen oder in geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen beschäftigt. Sie befinden sich gemäß der Segmentationstheorie im „Jeder-
personen-Arbeitsmarkt“ und müssen Beschäftigungsrisiken auf sich nehmen. Durch die Exis-
tenz derartiger Randbelegschaften werden zumindest indirekt die in Zahl und Qualität knap-
per verfügbaren Stammbelegschaften geschützt. Stabilisierend auf die Kernbelegschaft wirkt 
zudem eine Arbeitnehmervertretung. 
Freie Mitarbeit, Leiharbeit, geringfügige Beschäftigung und das Praktikum stellen Beschäfti-
gungsformen dar, die der Randbelegschaft zuzuordnen sind. Eine Sonderrolle unter den so 
genannten atypischen Beschäftigungsformen nehmen die Teilzeitarbeit und die befristete Be-
schäftigung ein. Teilzeitarbeit unterstützt aufgrund ihrer zeitlichen Variabilität Flexibilität, 
wird aber zumeist von Arbeitnehmerinnen als Ergebnis von Geschlechterarrangements ge-
wünscht. Befristete Beschäftigung dient nur zum Teil der Flexibilisierung. Sie erhöht den La-
bour-Turnover, dies dann aber vor allem über die Zugangsrate in Unternehmen. Befristete Be-
schäftigung mündet dementsprechend – und teilweise nach wiederholter Befristung –  häufig 
in ein unbefristetes Vertragsverhältnis. So dient diese Vertragsform den Betrieben vielfach als 
verlängerte Probezeit (Bellmann et al. 2009: 384; Hohendanner und Bellmann 2007). Dies gilt 
vor allem dann, wenn Betriebe auf höher qualifizierte Beschäftigtengruppen für langfristige 
Beschäftigungsbeziehungen zurückgreifen wollen. 
Insgesamt blicken wir damit auf einen recht eindeutigen Befund: Qualifizierte Beschäftigung 
in verantwortungsvoller Tätigkeit wird häufig über Berufsausausbildung, Weiterbildung im 
Rahmen einer längerfristigen spezifischen Personalentwicklung stabilisiert. In diesen Tätig-
keitssegmenten wird Berufsfachlichkeit gefestigt. Die Besetzung geringer qualifizierter Rou-
tinetätigkeiten erfolgt demgegenüber oft über instabile Beschäftigungsformen wie kurzfristige 
Beschäftigung, Leiharbeit oder zum Teil auch über befristete Beschäftigung. Ein Aufbau und 
Erhalt berufsfachlicher Qualifikationen ist in diesem Segment gefährdet. 
Zu berücksichtigen ist dabei, dass der Anteil der instabilen Beschäftigungsformen im zeitli-
chen Verlauf zugenommen hat. Dies wiederum legt die These nahe, dass in Betrieben ver-
mehrt standardisierte Produktionsformen und routiniert zu bewältigende Anforderungsprofile 
eingesetzt werden, sodass hier die Nachfrage nach Personal auch über den externen Arbeits-
markt sichergestellt werden kann. Hierdurch würde die Gefahr steigen, dass berufsfachliche 
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Tabelle 10: Deskriptive Statistiken  
 ungewichtete Fälle* gewichtete Fälle** 







Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung: 




bis neuester Stand 
Geschäftsführung:1 
ausschließlich Eigentümer (1=ja) 
Manager (1=ja) 













































Betriebsgröße nach Beschäftigten:1 
1-19 Kleinstbetriebe (1=ja) 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 





















Staatsgebiet (1=West) 0.605 0.489 0.781 0.413 
Branchen:1 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Metall- u. Elektroindustrie (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 










































Arbeitslosenquote in Prozent 
Qualifikationsanforderungen: 
Anteil einfach Qualifizierter  




Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 
Anteil geringfügig Beschäftigter 
Anteil Praktikanten 

























































Abgangsrate im 1. Hj. 2007 


































* Anzahl der Fälle N= 13173 
** Anzahl der hochgerechneten Fälle N= 1586251 
1  Die Anteilswerte summieren sich aufgrund von Rundungsungenauigkeiten nicht auf 1. 
2  Die Labour-Turnover-Rate geht transformiert in die Berechnung ein. 
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
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 Logit-Gesamtmodell Probit-Gesamtmodell KQ-Gesamtmodell 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 








































Längerfristige spez. Personalentwicklung (1=hohe Priorität) 
Anteil Teilzeitbeschäftigter 
Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 












































Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -6012.782  -6022.379  -6399.138  
log pseudolikelihood (constant only model) -8284.395  -8284.395  -8675.823  
Wald-Test (χ2)/ F-Test (KQ-Gesamtmodell) 2628.900 *** 2940.800 *** 245.900 *** 
Pseudo-R² 0.274  0.273  0.292  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
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Tabelle 12: Vergleich der Logit-, Probit-, und KQ-Gesamtmodelle für die Variable längerfris-




 Logit-Gesamtmodell Probit-Gesamtmodell KQ-Gesamtmodell 
Ertragslage im letzten Geschäftsjahr (1=schlecht)  
Techn. Stand d. Anlagen, Betriebs- u. Geschäftsausstattung1 
Geschäftsführung: Basis=ausschließlich Eigentümer 
Manager (1=ja) 
Körperschaft d. öff. Rechts u. sonstige Rechtsform (1=ja) 
Betriebsgröße nach Beschäftigten: Basis=Kleinstbetriebe 
20-199 Klein- u. kleine Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
200-499 Mittelstandsbetriebe (1=ja) 
500< größere Betriebe (1=ja) 
Staatsgebiet (1=West) 
Branchen: Basis=Metall- und Elektroindustrie 
Handel (1=ja) 
Kredit- und Versicherungsgewerbe (1=ja) 
Krankenhäuser (1=ja) 
andere Gesundheitsdienstleistungen (1=ja) 
Land- u. Forstwirtschaft u. Bergbau (1=ja) 
sonstiges verarbeitendes Gewerbe (1=ja) 
Bau (1=ja) 































































































































Qualifikationsanforderungen: Basis=einfach Qualifizierte 
Anteil mit abgeschlossener Lehre 
Anteil Hochqualifizierter 
Anteil Auszubildender an Gesamtbeschäftigung  
Abgangsrate im 1. Hj. 2007 
Zugangsrate im 1. Hj. 2007 










































Anteil freier Mitarbeiter 
Anteil Leiharbeiter 
Befristungsanteil 












































Anzahl der Betriebe (N) 13173  13173  13173  
log pseudolikelihood (full model) -7161.878  -7161.519  -7540.445  
log pseudolikelihood (constant only model) -8341.168  -8341.168  -8737.745  
Wald-Test (χ2)/ F-Test (KQ-Gesamtmodell) 1878.260 *** 2076.810 *** 101.440 *** 
Pseudo-R² 0.141  0.141  0.166  
***/**/* bezeichnet die statistische Signifikanz am 0,01/0,05/0,1 Niveau 
1 0=völlig veraltet, bis 4=neuester Stand  
Quelle: IAB-Betriebspanel 2007, eigene Berechnungen 
 
